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Geleitwort 


Die Haushalte des Bundes, der Länder und 
Gemeinden leiden seit Jahren unter chroni- 
schen Defiziten. Die Ursachen machen die 
Gebietskörperschaften selber sehr schnell 
aus: deutsche Einheit und Rezession, stei- 
gende Soziallasten und wachsende Ansprü- 
che der Bürger. Nur eine Ursache sieht man 
nicht bei ihren Analysen: Die Verschwen- 
dung von Steuergeldern. 


Zur gleichen Zeit will man die Bürger von 
der Notwendigkeit von Steuererhöhungen 
oder der Einführung neuer Steuern über- 
zeugen. Solidaritätszuschlag oder Ergän- 
zungsabgabe, Versicherungsteuer, Öko- 
Steuern oder eben erst die kommunale Ver- 
packungssteuer sind die teuren Beweise. Es 
ist für Politiker halt leichter nach dem Mot- 
to ‚‚Schröpfen statt Sparen‘‘ statt umge- 
kehrt nach dem Motto ,‚‚Sparen statt 
Schröpfen‘‘ zu verfahren. Dabei gäbe es 
zum Sparen reichlich Gelegenheit - und das 
in Milliardenhöhe. 


Mit diesem neuen Schwarzbuch tritt der 
Bund der Steuerzahler zum 22. Mal den 
traurigen Beweis an, daß der fehlsame wie 
verschwenderische Umgang mit Steuergel- 
dern nach wie vor an der Tagesordnung ist. 
Überflüssige, ja peinliche Regierungsrekla- 
me, Baukostenüberschreitungen, unnütze 
Anschaffungen, nichtgenutzte, aber für 
viel Steuergeld auf Jahre angemietete Ge- 
bäude, Frühpensionierungen, fehlgeleitete 
Landes- oder Bundesmittel, Unterbeschäf- 
tigung von Beamten, zweifelhafte Fortbil- 
dungsveranstaltungen für öffentliche Be- 
dienstete - dem Steuerzahler läuft ein 
Schauer über den Rücken, wenn ihm be- 


wußt wird, daß er und kein anderer das al- 
les bezahlen muß. 


Bedenkt man, daß man bei den Finanzhil- 
fen, Zuwendungen und Subventionen bei 
genauer Kontrolle ihrer Zweckmäßigkeit, 
ihres Erfolges und ihrer Haushaltsverträg- 
lichkeit zu Einsparungen in zweistelliger 
Milliardenhöhe kommen könnte, wird ei- 
nem das Ausmaß der Fehlleitung Öffentli- 
cher Mittel erst richtig bewußt. 


Der Beweis, daß das bestehende Instrumen- 
tarium zur Bekämpfung der Steuergeldver- 
schwendung nicht ausreicht, ist jetzt end- 
gültig erbracht. Deshalb wird der Bund der 
Steuerzahler seine Forderungen nach dem 
Straftatbestand der Amtsuntreue neu be- 
gründen. Denkbar ist dabei, die Amtsun- 
treue zukünftig nicht mehr nur noch als 
Straftatbestand, sondern je nach Gewicht 
des Falles, auch als Ordnungswidrigkeit zu 
gestalten. 


In der Zeit, in der das 22. Schwarzbuch zu- 
sammengestellt wurde, sind wiederum Mil- 
liardenbeträge an Steuergeldern verschleu- 
dert worden. Sie werden Stoff für das 23. 
Schwarzbuch sein. Doch es gibt auch Fälle, 
in denen Einsicht und Vernunft dazu ge- 
führt haben, die drohende Verschwendung 
abzuwehren. Wir wollen das an dieser Stel- 
le nicht verschweigen, obwohl solche Fälle 
eigentlich in ein Weißbuch gehörten. Ein 
solches Weißbuch herauszugeben, würde 
uns viel mehr Freude machen, als Jahr für 
Jahr am Schwarzbuch zu arbeiten. Doch 
was nicht ist, kann ja noch werden. Denn 
wenn es nicht auch sparsame Beamte und 
Politiker gäbe, wäre der Staat längst pleite. 
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Hannover. Das Jugendamt der Stadt 
Hannover zog 1992 in neue Räume in 
der Nikolaistraße. Die Miete ist dort 
mit 4,47 Millionen Mark im Jahr die 
‚Kleinigkeit‘‘ von fast 3 Millionen 
Mark teurer als im bisherigen Domizil 
in der Theaterstraße 3, wo man im Jah- 
re 1991 1,5 Millionen Mark bezahlt 
hatte. Die äußerst mietgünstigen Räu- 
me in der Theaterstraße, für die die 
Stadt einen Mietvertrag bis 1997 hat, 
standen in der Folgezeit öfter mal leer. 
Ein dreimonatiger Leerstand schlägt 
mit 100.000 Mark zu Buche. Die Leer- 
stände kamen durch einige Umzugs- 
und Entscheidungswirren zustande, die 
sich manchmal nicht ganz vermeiden 





Theaterstraße 3 - Stadt Hannover ver- 
zichtet auf Schnäppchen-Miete 
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lassen, vor allem, wenn aus einem Um- 
zug ein Umzugskarussell wird. Doch 
mit dem Ein- und Ausziehen ist beim 
denkmalgeschützten Haus Theater- 
straße 3 bald Schluß. Die Stadt hat 
nämlich Ideen. Sie steigt aus dem Miet- 
vertrag mit dem Versicherungskonzern 
aus und will mit einer Passage sowie ei- 
nem überdachten Lichthof städtebauli- 
che Akzente setzen. Daß für die derzeit 
in den Räumen residierende Straßen- 
verkehrsabteilung neue Räume her 
müssen, die zwangsläufig teurer sind 
und vermutlich auch noch umgebaut 
werden müssen, stört die Stadt wenig. 
Das Geld dafür holt sie beim Steuer- 
zahler ab. 


Aachen. Einen klassischen Schildbür- 
gerstreich gibt es aus Aachen zu ver- 
melden. Dreh- und Angelpunkt der 
Geschichte: eine 2.600 Mark teure Alu- 
miniumleiter. Diese wurde ange- 
schafft, um die Bedienung der zehn 
Geschwindigkeitsüberwachungskame- 
ras der Stadt leichter und sicherer zu 
machen. Die Stadt ist nämlich nur im 
Besitz einer Blitzlichtkamera für die 
zehn ‚‚Starenkästen‘‘, so daß die Ka- 
mera im Rotationsverfahren ausge- 
wechselt werden muß. Das wurde im- 
mer von einer Mitarbeiterin des Stra- 
Benverkehrsamtes erledigt, wobei diese 
die Kästen mit ihrem eigenen Pkw an- 
fuhr und sich zur Auswechslung der 
Kameras in 2,50 m Höhe einer schlich- 
ten Küchenleiter bediente. Das ging so- 
lange gut, bis der Gemeinde-Unfall- 


versicherungsverband davon Wind be- 
kam. Eine simple Küchenleiter, das 
entspricht nicht den Vorschriften, ur- 
teilten die Versicherer. Also mußte Ab- 
hilfe geschaffen werden. Und so wurde 
eine Aluminiumleiter mit allen Schika- 
nen gekauft. Zwei Meter groß, mit 
Rollen, Kurbeln und Bremsen, mit Ge- 
länder und Steh- und Ablagebühne für 
die Kamera, dazu ausfahrbar das gan- 
ze Ding, mit Gummistutzen, Ketten 
und Schrauben. Ein Wunderwerk der 
Technik also, das die Auswechslung 
der ‚‚Starenkästen‘‘ idiotensicher ma- 
chen sollte. Leider blieb es beim ‚,soll- 
te‘‘, denn zum Einsatz kam die Leiter 
nie. Bei der Beschaffung war nämlich 
einiges nicht bedacht worden: Die Lei- 
ter paßt in keinen normalen Pkw; ei- 
nen Transporter aber gibt es nicht und 
schon gar nicht gibt es die zwei Perso- 
nen, die man bräuchte, um das Mon- 
ster am jeweiligen Einsatzort vom 
Transporter herunter- und wieder 
hochzuhieven. Der Stand der Dinge ist 
jetzt folgender: Das Straßenverkehrs- 
amt darf die Überwachungskameras 
nicht mehr bedienen. Zur Zeit hilft die 
Feuerwehr mit einer Hebebühne. Und 
die Leiter? Ach ja, die hat man an das 
Ludwig-Forum (Kunsthalle) ver- 
schenkt. 


Bitterfeld. Seit dem 13. Dezember 1993 
hat Bitterfeld einen Rathausneubau. 
14 Millionen Mark stecken nach offi- 
ziellen Angaben in dem Glaspalast, der 
an das alte historische Rathaus ange- 
hängt worden ist. Nicht genug, daß das 
umstrittene Bauwerk nach Ansicht vie- 
ler Bitterfelder angesichts der leeren 
Stadtkasse hätte schlichter ausfallen 
müssen, es verschandelt auch noch den 
Platz am Sitz der Stadtregierung. Fast 
die Hälfte der Front ist verglast. Neue 
Architektur vor alter Stadtkulisse. Die 
Ratsherren wollten mit der eigenwilli- 





Rathausneubau in Bitterfeld - 14 Millio- 
nen für einen wenig schlichten Glaspalast 


gen architektonischen Lösung des neu- 
en Rathauses Bürgeroffenheit demon- 
strieren, rechtfertigte Ex-Landrat 
Thiele den Bau. So darf man sein Auge 
weiden lassen und in Dankbarkeit teil- 
haben am Großmut der Ratsherren, 
daß sie Steuerzahlers Groschen nutzen, 
um ihm letztlich hinter Glas angeneh- 
me Wartezeiten zu bescheren. 


Annaberg-Buchholz. Das paßt doch pri- 
ma zusammen oder? An Arbeit man- 
gelt es eklatant in der sächsischen 
Region Annaberg-Buchholz. Dafür 
klappt es mit dem Verwalten des Ar- 
beitsmangels seit kurzem um so besser. 
Seit Anfang Mai beherbergt die Stadt 
Annaberg nämlich das modernste Ar- 
beitsamt Deutschlands. 52 Millionen 
Mark hat der nagelneue fünfgeschossi- 
ge Glaspalast gekostet. 500.000 Mark 
davon entfielen auf drei Kunstwerke 
eines Münchner Bildhauers, darunter 
ein fast zehn Meter hoher Eisenklum- 
pen mit einem viereckigen Loch in der 
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Mitte. Für die Annaberger Bürger 
steht eines felsenfest: Sowohl beim Ar- 
beitsamtsneubau als auch bei den 
Kunstwerken hätte es eine Nummer 
kleiner auch getan. 


Oldenburg/Holstein. Der Bau einer 
Sporthalle in der holsteinischen Stadt 
Oldenburg mit weniger als 10.000 Ein- 
wohnern kommt die Steuerzahler teuer 
zu stehen. Bereits im September 1990 
hatten die Oldenburger Stadtverordne- 
ten dem Bau eines sogenannten unter- 
irdischen Hilfskrankenhauses zur Ver- 
sorgung der Zivilbevölkerung im Ver- 
teidigungsfall und bei Katastrophen 
zugestimmt und damit zugleich grünes 
Licht für die Errichtung einer Sport- 
halle gegeben. Der Knackpunkt: Das 
aus reinen Bundesmitteln finanzierte 
Hilfskrankenhaus kostet 9,5 Mio. DM 
und dient für die Sporthalle als Funda- 
ment und Kellergeschoß. Durch den 
Einsatz von Bundesmitteln für das 
Hilfskrankenhaus reduzieren sich für 
die Stadt Oldenburg die Kosten für die 


Sporthalle um DM 400.000. Die Sport- 
halle steht jetzt vor der Fertigstellung. 
Der Vorgang ist ein Skandal sonder- 
gleichen! Ein Sporthallenfundament 
für rund DM 9,5 Mio., das ist einmalig 
in ganz Deutschland. Das Programm 
des Bundes zum Bau von Hilfskran- 
kenhäusern wurde bereits Anfang 1991 
gestrichen. Zu diesem Zeitpunkt hätte 
ohne finanzielle Nachteile für die Stadt 
Oldenburg die Möglichkeit bestanden, 
den ursprünglich gefällten Beschluß 
zur Errichtung des Hilfskrankenhauses 
zu korrigieren. Stattdessen wurde der 
Bau des Hilfskrankenhauses noch 
rasch in die Tat umgesetzt, um den 
Haushalt der Stadt Oldenburg zu ent- 
lasten. Eine vordergründige Entschei- 
dung! Die Kosten für das Fundament 
in Höhe von rund 9,5 Mio. DM sind 
von allen Steuerzahlern aufzubringen. 


Thüringen. Staus und Behinderungen 
auf Autobahnbaustellen werden für 
Autofahrer oft genug zur Nervenpro- 
be. Ob allerdings der Weg, den man 





Oldenburg/Holstein - Sporthallenfundament für 9,5 Millionen Mark 
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auf der A4 bei Gotha beschreitet, um 
aufgestaute Aggressionen zu lindern, 
der richtige ist, darf doch bezweifelt 
werden. Für stolze 15.000 Mark wirbt 
da das Schild ‚‚Weiterhin gute Fahrt - 
Autobahnamt Thüringen‘‘ für eine 
entspanntere Fahratmosphäre. Ange- 
sichts der enormen Kosten ruft der An- 
blick dieses Schildes bei den Steuerzah- 
lern aber eher neue Aggressionen her- 
vor. Und zudem: Was wäre, wenn an 
jeder Autobahnbaustelle im Bundesge- 
biet ein 15.000 Mark teures Schild 
„‚weiterhin gute Fahrt‘‘ wünschen wür- 
de. 


Dortmund. Kläglich gescheitert ist im 
vergangenen Jahr der Versuch der 
Stadt Dortmund, ein Face-Lifting in 
Form eines neuen Logos vorzuneh- 
men. Als das neue Markenzeichen, das 
sich die Stadt 65.000 Mark kosten ließ, 
der Öffentlichkeit vorgestellt wurde, 
mochte sich in Dortmund kaum einer 
damit identifizieren. Jetzt sind die Bür- 
ger gefordert. Um den finanziellen 
Schaden in Grenzen zu halten, soll ein 
Ideenwettbewerb zum neuen Outfit 
führen. 


Saarland. Das saarländische Ministeri- 
um für Wirtschaft wollte sich einen 
Überblick verschaffen über den Erfolg 
von Wiederaufforstungsmaßnahmen, 
die nach den Orkanen der Jahre 1991 
und 1992 erfolgt waren. 100.000 Mark 
wurden deshalb ausgegeben, um die 
Waldgebiete zu überfliegen und Luft- 
aufnahmen zu machen. Leider waren 
die Aufnahmen in der Praxis wegen 
der hohen Ungenauigkeit nicht ver- 
wertbar. Das Urteil der Rechnungsprü- 
fer: Das angestrebte Ziel, den Forst- 
dienststellen brauchbare Unterlagen 
über Größe und Umfang der jeweiligen 
Windwurfflächen an die Hand zu ge- 
ben, wurde so verfehlt. Und die Steu- 


erkasse im armen Saarland war um 
100.000 Mark ärmer. Weitere rund 
170.000 Mark mußten ‚‚abgeschrie- 
ben‘‘ werden, weil in mindestens drei 
Forstämtern mehr Forstpflanzen ein- 
gekauft worden waren als mit den vor- 
handenen Kapazitäten an Waldarbei- 
tern und Unternehmen gepflanzt wer- 
den konnten. In den sog. Sommerein- 
schlägen, in denen die überzähligen 
Pflanzen für die nächste Pflanzperiode 
aufbewahrt wurden, waren erhebliche 
Mengen vertrocknet. 


Erfurt. Was alles schiefgehen kann, 
wenn Stadtväter ihr eigenes kommuna- 
les Unternehmen ‚‚beaufsichtigen‘‘, 
kann man wieder einmal am Beispiel 
der Technischen Hausservice GmbH in 
Erfurt ablesen. Schon die Bilanz für 
das Jahr 1992 des Unternehmens, einer 
100prozentigen Gesellschaft der Stadt, 
wies ein negatives Ergebnis aus. Der 
Geschäftsführung daraufhin auferleg- 
te Maßnahmen zur Konsolidierung der 
Finanzen fruchteten nicht, offenbar 
auch deswegen, weil der Aufsichtsrat 
seine Kontrollpflichten vernachlässig- 
te. Im Frühjahr 1994 kam es dann zum 
Crash. Auf 5 Millionen Mark sollen 
sich die Verbindlichkeiten des Unter- 
nehmens belaufen. Eine Untersuchung 
eines Paderborner Ingenieurbüros be- 
förderte die Gründe ans Tageslicht: 
„Die THS sei im Verwaltungsbereich 
so kopflastig, daß sie allein daraus re- 
sultierend in die Verlustzone rücken 
muß‘. Kosten für Kraftfahrzeuge, 
Baustelleneinrichtung und EDV-Lea- 
sing seien ‚„‚unvergleichbar hoch‘‘ und 
„nicht vertretbar‘‘, ist zu lesen. Bis zu 
3,9 Millionen Mark soll die Stadt die 
Sanierung des Unternehmens kosten, 
damit die THS verkauft werden kann. 
Bei rechtzeitiger echter Privatisierung 
hätte man das wesentlich billiger haben 
können. 


Magdeburg. Ist es kommunaler Grö- 
Benwahn - oder was treibt die Verant- 
wortlichen dazu, 10 Millionen Mark 
für den Ausbau einer intakten Straße 
zu einer historischen Promenade aus- 
zugeben. Mindestens soviel Geld ko- 
stet die Herrichtung der Hegelstraße 
zur Prunk- und Prachtstraße Magde- 
burgs. Das Beste ist dafür gerade gut 
genug. Die Fußwege sind mit Intarsien 
aus weißem italienischem Marmor ge- 
pflastert, die Vorgärten mit feinstem 
handbehauenem Sandstein verziert. 
Dazu beleuchten noble historische 
Kandelaber die Prachtstraße. Daß es 
bei den 10 Millionen Mark, die Bund 
und Land Sachsen-Anhalt für diese be- 
sondere Art der Denkmalpflege spen- 
dieren, im Endeffekt bleiben wird, ist 
sogar fraglich. Denn schon zeichnet 
sich ab, daß das Projekt mit Sicherheit 
nicht wie geplant bis zum August fer- 
tiggestellt sein wird. Und das bedeutet 
in der Regel Mehrkosten für die Steu- 
erzahler. Aber auf ein paar Millionen 
kommt es in diesem Fall ja auch nicht 
mehr an oder? 


Hannover/Land Niedersachsen. Neue 
Besen kehren gut. Der Besen, der in 
der Kleiderkammer der Polizeidirek- 
tion Hannover seine Arbeit gründlich 
verrichtete, war eine neue Sachgebiets- 
leiterin. Als sie die Kleiderkammer be- 
sichtigte, befand sie größere Mengen 
Bekleidungs- und Ausrüstungsgegen- 
stände für nicht mehr gebrauchsfähig 
und ließ sie vernichten. Den Neube- 
schaffungswert allein der ungetrage- 
nen Kleidungsstücke schätzten die Prü- 
fer auf mehr als 125.000 Mark. Was 
die Prüfer nicht schätzten, war die Tat- 
sache, daß weder geprüft worden war, 
ob andere Verwendungsmöglichkeiten 
bestanden oder ob ein Verkauf als Alt- 
stoffe möglich gewesen wäre. Schleier- 
haft blieb den Prüfern auch, wie die 





Polizeidirektion Hannover - Rambo in 
der Kleiderkammer 


nachhaltige Nichtbeachtung von Vor- 
schriften von den für die Aufsicht zu- 
ständigen Stellen hat unbeanstandet 
bleiben können. 


Bad Salzuflen. Wirtschaftsminister 
Günter Einert hielt Hof beim ersten 
NRW-Tourismus-Tag in Bad Salzuflen 
und viele kamen. Sein erfolgreiches 
Konzept: man verbinde eine Fachta- 
gung mit einer überaus attraktiven 
festlichen Abendveranstaltung, wobei 
sich Einert gerade bei letzterer nicht 
lumpen ließ. Denn da war an kulinari- 
schen und künstlerischen Leckerbissen 
kein Mangel. So verwunderte es auch 
kaum, daß an den abendlichen Feier- 
lichkeiten fast doppelt so viele Perso- 
nen teilnahmen, wie zuvor an der 
Fachtagung. Einigen Bürgermeistern 
aus dem Ostwestfälischen stieß das üp- 
pige Beiprogramm indes bitter auf. Sie 
mobilisierten die Öffentlichkeit und 
blieben den Festlichkeiten fern. Mini- 
steriumssprecher Deckert teilte auf 


Anfrage mit, daß das ganze Spektakel 
rund 130.000 Mark gekostet haben 
dürfte. Nicht ohne Stolz wies er dar- 
aufhin, daß die Steuerzahler davon nur 
ein Drittel zu tragen hätten. Der Rest 
würde von Sponsoren finanziert. Wer 
diese Sponsoren waren, wollte er aus 
datenschutzrechtlichen Gründen nicht 
sagen. Genau das macht aber stutzig, 
widerspricht es doch allen Gesetzmä- 
Bigkeiten des Sponsorings. So sind 
Spekulationen Tür und Tor geöffnet. 
Ob am Ende doch die Steuerzahler für 
die gesamten Kosten aufkommen dür- 
fen? Dies wäre dann der Fall, wenn 
sich die ungenannten Sponsoren aus 
Unternehmen der öffentlichen Hand 
rekrutierten. 


Mühlhausen. Die geplanten Haushalts- 
mittel wurden nicht überschritten, es 
wurden keine haushaltsrechtlichen 
Vorschriften verletzt und doch wurden 
im thüringischen Landkreis Mühlhau- 
sen Steuergelder in Höhe von minde- 
stens 15.000 Mark verschwendet. Un- 
gefähr so viel dürfte ein schriftlicher 
Appell von Landrat Reinhold an alle 
Haushalte im Landkreis Mühlhausen 
gekostet haben, unbedingt zur Europa- 
und Kommunalwahl zu gehen. Dieses 
Wahlaufrufes des Herrn Landrats hät- 
te es aber nicht bedurft, denn die Par- 
teien und deren Vertreter hatten in den 
Medien ausreichend Gelegenheit, auf 
die Bedeutung einer hohen Wahlbetei- 
ligung hinzuweisen. 


Saarland. Auf den lateinischen Namen 
„aequitas‘‘ hört ein Preis, den das 
Saarland 1994 erstmals vergibt. Es ist 
der Gleichstellungspreis, um den man 
sich bei Frauenministerin Krajewski 
bewerben konnte. Der Preisträger wird 
nicht nur geehrt, er erhält auch 10.000 
Mark. Nun heißt aequitas ‚‚Gleichheit, 
Gleichmut, Gleichgültigkeit‘‘. Letzte- 


res trifft den Sachverhalt wohl am be- 
sten, denn ein Land, das bis über die 
Halskrause verschuldet ist, aber Geld 
für derart wichtige Preise hat, doku- 
mentiert in der Tat ein gerüttelt Maß 
an Gleichgültigkeit gegenüber den öf- 
fentlichen Finanzen. 


Bonn. Mit 250.000 Mark ist ein Gut- 
achten dotiert, das der Bundesver- 
kehrsminister an den TÜV Rheinland 
vergeben hat. Geklärt werden soll im 
Grunde der Einfluß des Autotelefons 
auf die Fahrsicherheit. Das Gutachten 
ist nicht nur ausgesprochen teuer, es ist 
auch überflüssig. Denn zum einen 
kann man an den fünf Fingern einer 
Hand abzählen, daß Telefonieren beim 
Autofahren der Fahrsicherheit nicht 
gerade zuträglich ist. Zum anderen 
gibt es zu diesem Thema eine sorgfälti- 
ge Studie des Gesundheitsamts Bad 
Kreuznach, auf die der Minister hätte 
zurückgreifen können. 





Die Hände gehören beim Fahren ans 
Steuer und nicht ans Handy. Ein Gutach- 
ten für eine Viertelmillion Mark soll die- 
se Binsenweisheit untermauern 





Augsburg. Eine Meisterleistung einer 
Fehlplanung leistete sich die Deutsche 
Bundespost POSTDIENST in Augs- 
burg. Vor mittlerweile fünf Jahren leg- 
te der damalige Postminister Schwarz- 
Schilling den Grundstein für ein impo- 
santes Gebäude an der Viktoriastraße 
in der Nähe des Hauptbahnhofs in 
Augsburg. Drei Jahre später, nachdem 
rund 60 Millionen Mark verbaut wa- 
ren, stellte sich heraus, daß das Postge- 
bäude, das ursprünglich als Frachtzen- 
trum genutzt werden sollte, nicht mehr 
in die neue Poststruktur paßte. Es eig- 
nete sich plötzlich nicht mehr für den 





Unvollendete = 


Schwarz-Schillings 
Bötsch-Erbe - der Skandalbau der Post 
in Augsburg 
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Frachtdienst. Die Weiterführung des 
Bauvorhabens wurde ausgesetzt. 


Das Millionengrab steht seit Herbst 
1992 leer und ist dem Verfall preisge- 
geben. ‚‚Schwarz-Schillings Unvollen- 
dete‘‘ - so der Spott vieler Postler - 
dient seitdem als Parkplatz, Abstell- 
platz für Gepäckkarren oder Lager für 
Telefon- und Postleitzahlenbücher. In 
leeren Fensterhöhlen hängen zerrissene 
Plastikplanen. Passanten können be- 
obachten, wie sich Ratten in den unte- 
ren Etagen tummeln. 


Alles in allem wußte und weiß die Post 
wohl immer noch nicht, was sie mit 
dem Millionengrab anfangen soll. 
Noch 1993 teilte der Bundesminister 
für Post und Telekommunikation dem 
Bund der Steuerzahler mit, daß keine 
konkreten Aussagen über die weitere 
Nutzung des Postamtes in Augsburg 
getroffen werden könnten. Auch 1994 
war man nicht recht viel weiter. Es sol- 
len zwar mit einem solventen Käufer 
Verhandlungen zum Verkauf des Ob- 
jektes laufen, doch konkrete Ergebnis- 
se sind bisher nicht bekannt geworden. 


Wenn auch die Deutsche Bundespost 
POSTDIENST der Meinung ist, daß 
ein Schaden nicht entstanden sei, son- 
dern durch den Baustop für ein in die- 
ser Form nicht mehr benötigtes Gebäu- 
de ein Schaden in zweistelliger Millio- 
nenhöhe von dem Unternehmen Post 
abgewendet worden sei und sie sich 
noch dazu darauf beruft, daß es sich 
bei der Finanzierung nicht um Steuer- 
geld handle, sondern lediglich um Mit- 


tel aus dem Gebührenaufkommen, so 
läßt dies nicht über den Schandfleck in 
Augsburg hinwegtäuschen. Eine Tragi- 
komödie zu Lasten der Postbenutzer 
und Gebührenzahler! 


Hagen. Im Hagener Ortsteil Fley steht 
ein neues Frachtzentrum der Deut- 
schen Bundespost POSTDIENST. 25 
Millionen Mark kosteten Frachthalle, 
Verwaltungsgebäude und Außenanla- 
ge. Der Bundesrechnungshof monier- 
te, daß mit dem Bau bereits zu einem 
Zeitpunkt begonnen worden war, als 
mehrere für den Bau wesentlichen Pla- 
nungsvorgaben, wie zum Beispiel für 
das Förder- und Verteilsystem, die 
Größe des Betriebshofes und die Ge- 
staltung des Betriebsablaufes, noch 
nicht endgültig festlagen. Das hatte 
Folgen: Nach Baufertigstellung waren 
Umbauten und Erweiterungen für 
rund 14 Millionen Mark erforderlich. 
Für die Postler hatten diese Ausgaben 
den Charakter von Lehrgeld, denn 
Fley sollte der Prototyp für 32 weitere 
Frachtzentren sein. Doch der Rech- 
nungshof konterte, daß hinreichend 
Zeit gewesen wäre, erst ein Betriebs- 
konzept zu erarbeiten und dann die 
Frachthalle fertigzustellen, und das 
termingerecht. 


Nürnberg. Pleiten, Pech und Pannen - 
gleichsam unter diesem Stern steht 
wohl das erst im Oktober 1990 in Be- 
trieb genommene Postamt 2 im Nürn- 
berger Ortsteil Langwasser. Es wurde 
für 152 Millionen DM errichtet. Doch 
nunmehr sieht es ganz danach aus, als 
ob der dort untergebrachte gesamte 
Frachtdienst und der Briefabgang für 
die Region Nürnberg nicht mehr der 
„strategischen Neuausrichtung‘‘ des 
Frachtpostdienstes genügen. Daher 
kam es, wie es kommen mußte: Dieser 
Standort wird mittelfristig aufgegeben. 
Offen ist dabei noch, in welcher Weise 





Scharfe Kritik vom Bundesrechnungshof 
- das Frachtzentrum der Post in Hagen- 
Fley 


der Komplex des Postamtes 2 in Nürn- 
berg/Langwasser vermarktet werden 
soll. 


Eine Lösung des Problems soll das 
neue Frachtzentrum im nur wenige Ki- 
lometer entfernten Vorort Feucht brin- 
gen, das wiederum einen stattlichen 
Millionenbetrag aus dem Postgebüh- 
rensäckel erfordern wird. Es bleibt da- 
her im Sinne der Postgebührenzahler 
zu hoffen, daß mit dem neuen Fracht- 
zentrum in Feucht endlich das vorgege- 
bene Ziel einer ‚‚qualitäts- und kosten- 
orientierten Aufgabenerfüllung im 
Frachtbereich des Postdienstes‘‘ er- 
reicht wird, wie es das 152 Millionen 
Mark teure Großpostamt in Nürn- 
berg/Langwasser leider nicht erreichen 
konnte und für das man nach lediglich 
vier Jahren keine zukunftsträchtige 
Verwendung mehr sieht. Die neue Un- 
ternehmensführung der Deutschen 
Bundespost sollte endlich ein Gesamt- 
konzept finden, das millionenteure 
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Postamt 5 in Bremen - nutzloses Endlager für 250 Millionen Mark Postgebühren 


Pannen und Fehlleistungen künftig 
ausschließt. 


Bremen. Das Postamt 5 in der Nähe 
des Bremer Hauptbahnhofs ist erst vor 
wenigen Jahren für rund 200 Millionen 
Mark saniert worden und erhielt für 
weitere 50 Millionen Mark eine moder- 
ne Betriebstechnik. Dieses Geld, das - 
wie die Post betont - kein Steuergeld, 
sondern Postgeld ist, dürfte bald 
futsch sein. Denn die Postreform 
brachte es mit sich, daß neue Brief- 
und Paketverteilkonzepte entwickelt 
wurden, die nun zu herben Einschnit- 
ten führen. Diese Einschnitte sind um- 
so herber, weil die Umstellungen ra- 
scher vorgenommen werden als ur- 
sprünglich geplant. Das mag Vorteile 
haben, es bleibt aber die klassische 
Fehlinvestition beim Postamt 5, die bei 
ein wenig mehr Vorausschau vielleicht 
hätte vermieden werden können. Was 
im übrigen Postgeld und Steuergeld 
angeht, so liefert die Post zehn Prozent 
ihres Umsatzes an den Bundeshaushalt 
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ab, so daß es vom Wohl und Wehe der 
Post durchaus abhängt, ob der Finanz- 
minister ruhig oder weniger ruhig 
schlafen kann. 


Bonn. Die Deutsche Bundespost Post- 
bank zeigt Umweltbewußtsein. Sie bit- 
tet ihre Kunden, abgelaufene Post- 
bank-Cards zerschnitten als Brief zu- 
rückzuschicken, damit aus Postbank- 
karten Kunststoffrohre werden. Ein 
Meter Kunststoffrohr (20 mm Durch- 
messer und 2 mm Wanddicke) wiegt 
160 Gramm. Das ist das Vierzigfache 
des Gewichts einer Postbank-Card. 40 
Mark Porto müssen also nach dem gel- 
tenden Tarif aufgewendet werden, um 
die Post in den Besitz des Rohmaterials 
für einen Meter Kunststoffrohr zu 
bringen. Der Fabrikpreis für einen Me- 
ter Kunststoffrohr liegt bei 30 Pfenni- 
gen. So wird diese Öko-Aktion zu ei- 
nem Geschäft - einem Geschäft für das 
Schwesterunternehmen Bundespost 
Postdienst, die das Porto für diese 
Öko-Briefe kassiert. 


Bad Aibling. Lange wurde in der Stadt 
Bad Aibling die Generalinstandsetzung 
des Kurzentrums, das Herzstück des 
traditionellen Moorbades, diskutiert. 
Während man im Jahr 1989 bei dem 
Vorentwurf für die Generalüberholung 
des Kurzentrums von Kosten in Höhe 
von netto 11,4 Millionen Mark aus- 
ging, war man bei der überarbeiteten 
Entwurfsplanung im Jahre 1992 schon 
bei Kosten in Höhe von 15,9 Millionen 
Mark angelangt. Letztendlich rechnet 
man nunmehr mit 17,9 Millionen 
Mark und hofft, daß diese Schallgren- 
ze nicht überschritten wird. Dabei ha- 





Bei der Generalüberholung des Kurzen- 
trums explodierten in Bad Aibling die 
Kosten 


ben sich u.a. kostensteigernd ausge- 
wirkt: erhöhte Aufwendungen in tech- 
nischen Ausstattungen, Auflagen der 
Fachbehörde, behindertengerechte 
Ausstattung und allgemeiner Bauko- 
stenindex. Auch wenn die Stadt Bad 
Aibling meint, daß wegen mehrfacher 
Veränderungen im Planungsprozeß ein 
stimmiger Vergleich der Kostenent- 
wicklung nur zwischen der Kostenbe- 
rechnung der überarbeiteten Ent- 
wurfsplanung in Höhe von 15,9 Millio- 
nen Mark und der Kostenfortschrei- 
bung in Höhe von 17,9 Millionen 
Mark erfolgen könne und diese 2- 
Millionen-Steigerung noch vertretbar 
sei, kann dies nicht darüber hinweg- 
täuschen, daß diese Kostensteigerung 
letztlich die Steuerzahler zu schlucken 
haben. 


Baunatal. Kostenexplosion beim Um- 
bau des städtischen Sportbades in Bau- 
natal. Statt der ursprünglich geplanten 
12,5 Millionen Mark verschlang die 
Sanierung mit 23 Millionen Mark an- 
nähernd die doppelte Summe. Warum 
die Kosten dermaßen davonliefen, 
brachte ein Sachverständigen-Gutach- 
ten an den Tag, das die von der gewal- 
tigen Kostenüberschreitung zwischen- 
zeitlich völlig überraschten Ratsherren 
in Auftrag gegeben hatten. Der Inhalt: 
Bei der Schwimmbadsanierung ging 
praktisch alles schief, was bei einer öf- 
fentlichen Baumaßnahme überhaupt 
nur schiefgehen kann. Schon in der er- 
sten Umbaumaßnahme wurde der Pla- 
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nungsauftrag an den Architekten er- 
weitert. Statt 1,80 m mußte das 
Schwimmbecken zwei Meter tief sein. 
Gleichzeitig war eine Verbreiterung des 
Schwimmbeckens notwendig, denn das 
Bad mußte ja den Wettkampfrichtli- 
nien des Deutschen Schwimmverban- 
des entsprechen. Ein zusätzlicher 
Sprungturm ging ebenso ins Geld wie 
die Erweiterung des gastronomischen 


Bereiches und die ursprünglich nicht‘ 


eingeplante Rundumerneuerung der 
elektrischen Installationen. Diese 
nachträglichen Änderungswünsche ad- 
dierten sich auf 2,5 Millionen Mark. 


Gravierender und für die Steuerzahler 
sehr viel teurer waren jedoch die Män- 
gel bei der Planung und Bauüberwa- 
chung. ‚‚Ganz offensichtlich sind die 
Kosten von vorneherein zu niedrig an- 
gesetzt worden. Die Ausschreibungen 
waren in bezug auf die Massen unvoll- 
ständig, so daß die enormen Kosten- 
steigerungen erst bekannt wurden als 
die Arbeiten bereits ausgeführt wur- 
den‘‘, so der Gutachter in seinem Be- 
richt. An anderer Stelle heißt es: ‚‚Die 
Kostenentwicklung vor allem bei den 
Rohbauarbeiten verlief unkontrolliert. 
Kostensteigerungen wurden nicht vor 
dem Eintritt zur Genehmigung vorge- 
legt und begründet, sondern zur Über- 
nahme dem Auftraggeber lediglich 
mitgeteilt‘. Konsequenz: Die Rohbau- 
arbeiten schlugen nicht mit den kalku- 
lierten 900.000 Mark zu Buche, son- 
dern mit letztlich 3,3 Millionen Mark. 
Insgesamt summierten sich die Pla- 
nungsmängel auf mehr als sieben Mil- 
lionen Mark. 


Berlin. Mindestens zwei Millionen 
Mark sind beim Bau eines Gerichtsge- 
bäudes in Berlin unnötig ausgegeben 
worden. Das Land Berlin hat dieses 
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Nordkopftunnel in Wolfsburg - aufwen- 
digste Straßenbaumaßßnahme in Nieder- 
sachsen 


Gebäude von einem privaten Bauun- 
ternehmer errichten lassen, um es von 
ihm anzumieten. Daß die Miete nach 
Ansicht von Juristen überhöht ist, ist 
die eine Seite der Medaille. Daß das 
Land bei einer Bausumme und Miete 
von mehr als 100 Millionen Mark auch 
noch eine Maklergebühr zahlt, ist 
schon starker Tobak. Der wird unge- 
nießbar, wenn man erfährt, daß diese 
Maklergebühr einer GmbH in Alt- 
Moabit zufließt, deren alleinige Gesell- 
schafterin zufällig die Frau des Bauun- 
ternehmers ist. Jetzt soll geprüft wer- 
den, wer in der Verwaltung für den 
Abschluß solch merkwürdiger Verträ- 
ge zuständig ist. 


Wolfsburg. Man kann es wenden wie 
man will.e Der Nordkopftunnel in 
Wolfsburg ist sehr viel teurer gewor- 
den als geplant. Kein Wunder, daß der 


städtische Tiefbauamtsleiter Seifert 
von der ‚‚aufwendigsten Straßenbau- 
maßnahme in ganz Niedersachsen‘ 
spricht. Je nachdem, von welcher Aus- 
gangsbasis man ausgeht, läßt sich fest- 
halten, ‚„‚daß entweder von einer Ko- 
stensteigerung von 68 Mio. auf 88 
Mio. DM bzw. von 65 Mio. auf 85 
Mio. DM zu reden ist. Die Größe der 
Kostensteigerung selber ist nicht strit- 
tig‘‘, so Stadtbaurat Krämer, den der 
Bund der Steuerzahler um den Bericht 
des Rechnungsprüfungsausschusses zu 
den Kostensteigerungen von 20 Millio- 
nen gebeten hatte. Den Bericht mochte 
er nicht rausrücken. Zur Beruhigung 
der Steuerzahler und für die Öffent- 
lichkeit gab es nur den Abschlußbe- 
richt des Untersuchungsgremiums 
‚„Bahnhofsknoten‘‘. Und der sprach 
von ‚‚keinen nennenswerten Mehrko- 
sten, die hätten vermieden werden 
können‘‘. Diese Aussage ist reichlich 
selbstherrlich, denn das Rechnungs- 
prüfungsamt sprach davon, daß Pla- 
nungen und Kostenermittlungen äu- 
Berst mangelhaft durchgeführt wurden 
und daß die Verwaltung Dienstanwei- 
sungen nicht konsequent beachtet ha- 
be. Mehrkosten hätten sich vielleicht 
schon vermeiden lassen, wenn dem 
Stadtrat die Kostenexplosion früher 
bekannt gewesen wäre, um ihm so die 
Möglichkeit zu geben, Mehrkosten an 
der einen durch Einsparungen an ande- 
rer Stelle auszugleichen. Ein Teil der 
Mehrkosten resultiert übrigens daraus, 
daß die Fachplaner schlichtweg überse- 
hen haben, daß der Tunnel im Ur- 
sprungstal der Aller verläuft, was 
enorme Kosten für das Abpumpen von 
Millionen Kubikmeter Wasser aus der 
Baustelle verursachte. 


Blaubeuren. Die Pleiten-, Pech- und 
Pannen-Mehrzweckhalle im Stadtteil 
Seißen der Stadt Blaubeuren macht 


wieder von sich reden. Dem Verneh- 
men nach hat niemand im Blaubeurer 
Gemeinderat hörbar nach Luft ge- 
schnappt, denn offensichtlich hatten 
viele mit etwas Ähnlichem gerechnet. 
Die Mehrzweckhalle wird nämlich ver- 
mutlich rd. 13 Millionen Mark kosten. 
Ursprünglich war einmal von 5,9 Mil- 
lionen Mark die Rede, dann von 8,5 
Millionen. Wie man hört, sollen die 
Gründe in Preissteigerungen wegen zu 
langer Bauzeit und in zusätzlichen Ko- 
sten für aufwendige Umplanungen lie- 
gen. Der Umgang mit Steuergeld 


scheint für viele immer noch ein ‚‚Spiel 
ohne Grenzen‘‘ zu sein. Wie lange 
müssen wir noch im Schwarzbuch über 
die Kostensteigerungen der 

zweckhalle in Seißen berichten? 


Mehr- 





Mehrzweckhalle in Seißen - ein Dauer- 
brenner für unser Schwarzbuch 
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Öffentliche Planungspleiten 





Wenn Vater Staat plant, kann man was erleben 


Sangerhausen. Eigentlich hatten wir ge- 
dacht, die Zeiten, in denen Brücken in 
die Landschaft gesetzt wurden, die 
dann später nicht gebraucht wurden, 
seien vorbei. Weit gefehlt. Jetzt decken 
die neuen Bundesländer ihren Nach- 
holbedarf auf diesem Sektor. Bei San- 
gerhausen steht ein solches Objekt der 
Fehlleitung öffentlicher Mittel. Rund 5 
Millionen Mark hat die Brücke geko- 
stet. Weil es Schwierigkeiten mit der 
Beschaffung von Straßenbauland im 
Umfeld der Brücke gab, wurde die 
Umgehung, für die die Brücke gebaut 
wurde, umgeplant. 


Frankfurt. Die Naxos-Halle kommt 
Frankfurts Steuerzahler teuer zu ste- 
hen. Seit dem 01. Januar 1991 zahlt die 
Stadt Monat für Monat rund 172.000 
Mark Miete für ein Gebäude, das, ab- 
gesehen von zwei Ausstellungen, nun 
seit mehr als drei Jahren leersteht. 
Über 7,7 Millionen Mark an Steuergel- 
dern sind so bisher für Miete in das lee- 
re Gebäude geflossen und es ist kein 
Ende in Sicht. Denn der Mietvertrag 
läuft noch bis zum Jahr 2011. 


Ursprünglich sollte die Naxos-Halle 
ein neues Industriemuseum beherber- 
gen. Doch die Pläne zerschlugen sich, 
als der Stadt das Geld ausging. Zer- 
schlagen haben sich bisher auch alle 
Bemühungen der Stadt, das lästige 
Projekt loszuwerden. Weder ein vor- 
zeitiger Ausstieg aus dem Mietvertrag 
noch eine alternative Nutzung scheinen 
zu gelingen. Schlimmstenfalls muß al- 
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so noch über 17 Jahre lang gezahlt 
werden. Nicht zu vergessen dabei die 
16.000 Mark an Nebenkosten, die Mo- 
nat für Monat anfallen und für die die 
Steuerzahler ebenfalls geradestehen 
müssen. 


Wittlich. Ein Brückenbauwerk in der 
Eifelstadt stößt den Steuerzahlern 
mächtig auf. Für 1,1 Millionen Mark 
Gesamtkosten wurde dort ein Bauwerk 
errichtet, das nach dem Urteil der 
Rechnungsprüfer überflüsig und 
überteuert ist. Für die kombinierte 
Rad- und Gehwegbrücke bestand kein 
Bedarf, weil ein vorhandener Fußgän- 
gerüberweg für ein sicheres Überque- 
ren der Straßen völlig ausreichte. Spä- 
ter kam hizu, daß eine neue Umge- 
hungsstraße für den Überweg eine wei- 
tere Entlastung brachte. Besonders 
ärgerlich ist, daß die Straßenbaubehör- 
den diesen Unfug nicht beizeiten 
stoppten. Stattdessen bewilligten sie 
736.350 DM Fördermittel, ohne daß 
die vorgeschriebenen Voraussetzungen 
hierfür vorlagen. Die Rechnungsprüfer 
konnten zu diesem Zeitpunkt leider 
nicht einschreiten, weil sich die Bau- 
künstler nicht an die Pflicht hielten, 
dem Landesrechnungshof einen Ab- 
druck des Bewilligungsbescheides zu 
übersenden. 


Düsseldorf. Bei der Ausstattung von 
Behörden mit moderner Kommunika- 
tionstechnik wird häufig noch des gu- 
ten zuviel getan. So auch im nord- 


rhein-westfälischen Ministerium für 
Umwelt, Raumordnung und Landwirt- 
schaft (MURL;). Allen Warnungen der 
Rechnungsprüfer zum Trotz investier- 
te das Land 260.000 Mark, um im Jahr 
1990 alle 45 Forstämter mit Teletexge- 
räten auszustatten. Genutzt wurden 
diese später kaum. Überprüfungen er- 
gaben, daß - bei monatlichen Grund- 
gebühren von 90 Mark pro Gerät - 
Nutzungsgebühren von lediglich 1,24 
Mark im Rheinland und gar nur 0,96 
Mark in Westfalen-Lippe angefallen 
waren. Folglich kostete die Übermitt- 
lung eines einzigen Textes durch- 
schnittlich 43 Mark bzw. 66 Mark. Am 
30. Juni 1993 reagierte das Ministeri- 
um. Teletex wurde abgemeldet. Auf 
den 260.000 Mark an Investitionsko- 
sten aber blieb man sitzen. Die Teletex- 
einrichtungen konnten weder einer an- 
deren Verwendung in der Forstverwal- 
tung zugeführt noch an andere Interes- 
senten veräußert oder an den Herstel- 
ler zurückgegeben werden. 


Ziegelroda. Über acht Millionen Mark 
wurden bisher aus Fördermitteln der 
EU, des Bundes und des Landes 
Sachsen-Anhalt für die Erschließung 


eines 45 ha großen Gewerbegebietes in 
Ziegelroda, einem Ort im Kreis Quer- 
furt mit 880 Einwohnern, verbaut. 
Doch außer gepflasterten Straßen und 
Straßenlaternen ist nichts zu sehen. 
‚Wann kommen die Investoren?‘“‘, 
fragen die Steuerzahler. 


Frankfurt. Gibt es noch etwas Ver- 
gleichbares? 66 Millionen Mark hat die 
Leuna-Brücke in Frankfurt gekostet 
und dient einzig und allein als Anbin- 
dung für einen Firmenparkplatz der 
Höchst AG. Doch das ist schon ein 
Fortschritt, denn bis vor kurzem ende- 
te die Leuna-Brücke noch absolut im 
Nichts. In der Presse hatte sie dafür 
auch schon ihren Spitznamen weg. Sie 
wurde die ‚‚Soda-Brücke‘‘ genannt, 
schließlich stand das Bauwerk lange 
eben einfach nur ‚‚so da‘‘. Die Schuld 
an der ‚‚chronique scandaleuse‘‘ ver- 
teilt sich dabei gleichmäßig auf mehre- 
re Schultern. Zum einen ist da die 
CDU-Regierung der Stadt zu nennen, 
die 1989 kurz vor ihrer Abwahl den 
Bau der Brücke beginnen ließ, ohne 
daß eine Baugenehmigung für den wei- 
teren Streckenverlauf am südlichen 
Mainufer vorlag. Aber auch die jetzige 


Ziegelroda - 8 Millionen Mark an Fördermitteln warten auf Investoren 





rot-grüne Regierung hat ihr Scherflein 
beigetragen. Denn diese gab in der 
Zwischenzeit Unsummen für Umpla- 
nungen aus und dennoch gelang es bis- 
her nicht, einen endgültigen Beschluß 
über den weiteren Streckenverlauf her- 
beizuführen. Nichtsdestotrotz wurde 
auf der nutzlosen Brücke immer mun- 
ter weitergebaut. Nachträglich wurde 
die Zahl der Fahrspuren von vier auf 
zwei reduziert, ferner wurden Radfah- 
rer- und Fußgängerspuren aufbeto- 
niert. Und das, obwohl die ausführen- 
de Firma wegen bautechnischer Beden- 
ken jede Garantie für den Umbau ab- 
lehnte. Aber letztlich haben sich die 
Baumaßnahmen doch noch gelohnt. 
Denn jetzt hat die Leuna-Brücke ja ih- 
ren Nutzen. Und darauf können die 
Verantwortlichen wirklich stolz sein 
oder? 


Großraum Hannover. Schwarzer Peter 
heißt das Spiel, das sich derzeit in Han- 
nover großer Beliebtheit erfreut. Kon- 





Haltepunkt Immensen/Arpke - die 
Bahnsteige sind ein bißchen zu niedrig 
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kret geht es dabei um die Verantwor- 
tung für eine Fehlplanung, die für 
Bahnbenutzer auf der Strecke Hanno- 
ver-Lehrte augenfällig wird. In den 
Bahnhöfen Dollbergen und Dedenhau- 
sen mußten die Bahnsteigkanten von 
38 cm auf 76 cm ‚‚aufgestockt‘‘ wer- 
den, was mindestens 1,18 Millionen 
Mark gekostet hat. In Immensen/Arp- 
ke war ein Aufstocken nicht mehr 
möglich, weil der Umbau bereits abge- 
schlossen war. Wieviel die Anpassung 
dort kosten wird, hat die Bundesbahn 
noch nicht ermittelt. Ganz gleich, ob 
die Verantwortlichkeit beim Land Nie- 
dersachsen, beim Kommunalverband 
Großraum Hannover oder bei der 
Bundesbahn liegt, der Steuerzahler ist 
am Ende der Dumme. 


Schwerin. Das Geologische Landesamt 
von Mecklenburg-Vorpommern hat 
Ende 1991 im Zusammenhang mit der 
Anmietung und dem Umbau von La- 
borräumen Spezialgeräte und Labor- 
ausstattungen in einem Gesamtwert 
von 2,5 Millionen Mark erworben. Da- 
bei gab es weder ein Laborkonzept 
noch eine detallierte Aufgabenbe- 
schreibung für das Amt. Der für das 
Amt zuständige Umweltminister mein- 
te auf Vorhaltungen des Rechnungs- 
hofs blauäugig, er sei davon ausgegan- 
gen, daß das Labor seinen Betrieb 
planmäßig Anfang Januar 1992 auf- 
nehmen werde. Daß dazu umfangrei- 
che Baumaßnahmen erforderlich sei- 
en, habe er nicht gewußt. Das konnte 
der Landesrechnungshof als Erklärung 
nicht akzeptieren, denn zum Zeitpunkt 
der Auftragserteilung für die Geräte- 
beschaffung lag ein schriftlicher Miet- 
vertrag für die Räume noch nicht vor. 
Es gab lediglich mündliche Abspra- 
chen zur Vorbereitung des Vertragsab- 
schlusses. Ein Fall von Dezemberfie- 
ber? 





Berlin. Der Aufsichtsrat der Berlin- 
Brandenburg-Flughafenholding ge- 
nehmigte seinen Geschäftsführern ei- 
nen teuren Grunderwerb. Sie durften 
rund 119 Hektar Ackerfläche zu einem 
Preis von rund 400 Mark je Quadrat- 
meter kaufen. Einerseits war dieser 
Preis überhöht, andererseits wurden 
überhaupt keine 119 Hektar, sondern 
allenfalls 60 Hektar benötigt. Neuere 
Erkenntnisse legen sogar nahe, daß es 
durch ein ‚‚verbessertes Flächenmana- 
gement auf der bestehenden Betriebs- 
fläche‘‘ sogar ‚‚zu einer Aufgabe des 
Baufeldes Ost‘‘ hätte kommen kön- 
nen. Fazit eines Prüfberichts der Treu- 
arbeit: über 350 Millionen Mark gin- 
gen den Bach runter. 


Brauweiler. Eine 43.000 Mark teure 
Provinzposse im Stadtteil Brauweiler 
haben die Ratsherren der Stadt Pul- 
heim zu verantworten. Im Sommer 
1991 hatte sich eine Bürgerinitiative 
für eine Verkehrsberuhigung der Von- 
Werth-Straße stark gemacht. Es wur- 
den Unterschriften gesammelt und von 
da an ging alles sehr schnell. Noch im 
Herbst desselben Jahres wurde die 
Maßnahme von den Verantwortlichen 
im Rathaus Pulheim beschlossen. Ein 
Jahr später war die Verkehrsberuhi- 
gung vollendete Tatsache. Doch kaum 
waren die Schwellen eingebaut, regte 
sich auch schon erbitterter Wider- 
stand. Eine zweite Unterschriftenliste 
kursierte. Diesmal gegen die Verkehrs- 
beruhigung. Und auch diese Unter- 
schriftensammlung überzeugte die 
Ratsherren und -damen. Also beschloß 
man: Die Schwellen müssen wieder 
weg. So bringt man Steuergelder auch 
unter die Leute. 


München. Nur kurzlebig war das Da- 
sein einer Verkehrsinsel im Münchner 
Stadtteil Milbertshofen an der Kreu- 





Kreuzung Knorrstraße/Sudetendeutsche 
Straße im Münchner Stadtteil Milbertsho- 
fen - Verkehrsinsel mit bewegtem Leben 


zung Knorrstraße/Sudetendeutsche 
Straße. 1992 wurde sie gebaut. 1993 
wieder abgerissen und geplättet, dafür 
aber gleich neben dem ursprünglichen 
Standort wieder nagelneu errichtet. 
Die Rechnung begleicht wie üblich der 
Steuerzahler. Was tröstet es ihn dann 
noch, wenn die Landeshauptstadt 
München diese unnütze Ausgabe dem 


Verhalten der Wehrbereichsverwal- 
tung zuschreibt. Diese hatte nämlich 
kurzerhand einem langjährigen 


Wunsch der Münchner Verkehrsbetrie- 
be stattgegeben und das Gelände einer 
angrenzenden Bundeswehrkaserne für 
den Bau eines Busbahnhofs freigege- 
ben. Die nagelneue Verkehrsinsel war 
dann aber plötzlich im Weg und mußte 
weichen. Hierdurch wurden rund 
140.000 Mark nicht nur in den Sand, 
sondern gleichsam im wahrsten Sinne 
des Wortes in den Asphalt gesetzt. 
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Itzehoe, Heide und Rendsburg. Insbe- 
sondere seit 1991 sind an Ortsdurch- 
fahrten von Landesstraßen sogenannte 
geschwindigkeitsdämpfende Maßnah- 
men durchgeführt worden. Grundsätz- 
lich sind ähnliche bauliche Verände- 
rungen auch im innerstädtischen Be- 
reich - wie etwa in Lübeck - zu Lasten 
dringend erforderlicher anderer Stra- 
Benbaumaßnahmen vorgenommen 
worden. Die Steuerzahler fragen sich 
hierbei, ob die Kosten dieser Maßnah- 
men in einem vertretbaren Verhältnis 
zu dem tatsächlichen Nutzen der bauli- 
chen Veränderungen stehen. Die Er- 
gebnisse einer örtlichen Erhebung des 
Landesrechnungshofes Schleswig-Hol- 
stein bei den Straßenbauämtern Itze- 
hoe, Heide und Rendsburg sollten die 
Verantwortlichen nachdenklich ma- 
chen und zu Konsequenzen führen: 1. 
Den Straßenbauverwaltungen liegen 
bislang keine überzeugenden Erkennt- 
nisse darüber vor, ob die bezweckte 
Wirkung der baulichen Maßnahmen 
tatsächlich eingetreten ist. Eine Er- 
folgskontrolle wurde bislang noch 
nicht durchgeführt. 


2. Die durchschnittlichen Kosten je 
Maßnahme schwanken zwischen rund 
DM 116.000 und DM 225.000. Eine 
schlüssige Begründung hierfür liegt 
nicht vor. Das Gesamtvolumen der 
zwischen 1987 und 1992 überprüften 
Maßnahmen beträgt 6,5 Mio. DM. 


3. In zwei Einzelfällen hat die Straßen- 
bauverwaltung auf die ursprünglich 
vorgesehene Errichtung von zwei Ver- 
kehrsberuhigungsinseln zum Preis von 
rund DM 320.000 verzichtet, weil sie 
auf Grund der Finanzknappheit als 
nicht mehr erforderlich angesehen 
wurden. 


Der Landesrechnungshof stellt inso- 
weit auch fest, daß Notwendigkeit und 
Wirksamkeit von Einrichtungen zur 
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Verkehrsberuhigung kritisch zu über- 
denken sind, um Einsparungspotentia- 
le bei diesen Maßnahmen zu nutzen. 
Ergänzend ist hinzuzufügen: Die Fi- 
nanzknappheit sowie die hohe Ver- 
schuldung aller Gebietskörperschaften 
zwingen zu einer grundlegenden Auf- 
gabenkritik und zur Festlegung neuer 
Prioritäten. Dies gilt auch für Investi- 
tionen beim Straßenbau! Insbesondere 
dann, wenn die Eignung und der Er- 
folg einer Ausgabe so umstritten ist 
wie hier. 


Stuttgart. Nach neunjähriger Pla- 
nungsphase wurde der geplante Neu- 
bau für das ‚‚Haus der Geschichte‘‘ im 
Jahr 1993 aus Finanzgründen aufgege- 
ben. Die endgültige Konzeption und 
ihre praktische Umsetzung waren und 
sind bis heute umstritten. Ein Auf- 
wand von 16 Millionen Mark für ein 
nicht umgesetztes Konzept und für ein 
‚Haus der Geschichte‘‘, das es bis zur 
Stunde nicht gibt, treibt im Hinblick 
auf die desolate Haushaltslage des 
Landes dem Steuerzahler die Zornes- 
röte ins Gesicht. Auch sonst war man 
beim Geldausgeben nicht kleinlich. 
Zahlreiche Dienstreisen auch ins Aus- 
land wurden von 1987 bis 1991 unter- 
nommen. Reiseziele waren die USA, 
Kanada, Mexiko, Israel, Frankreich, 
England, Dänemark, Luxemburg, 
Österreich, Italien, Schweden, Ruß- 
land und die Schweiz. Vieles war über- 
dimensioniert. So stellte der Landes- 
rechnungshof wörtlich fest: ‚‚Insge- 
samt entsteht der Eindruck, als sei man 
davon ausgegangen, einen erwarteten 
Tätigkeitsnachweis durch großzügiges 
Ausgabeverhalten erbringen zu müs- 
sen.‘‘ Das nur auf dem Papier existie- 
rende 16 Millionen teure ‚Haus der 
Geschichte‘‘ gleicht einem Theateren- 
semble ohne Repertoire, ohne Bühne 
und ohne Publikum. 


3 





Verwaltungsgebäude am Ausschläger Weg in Hamburg - teurer Leerstand auf Kosten 
der Steuerzahler 


Hamburg. Ausschließlich personelle 
Engpässe hätten es verhindert, ein 
Raumprogramm zeitgleich für den 
Neubau und den Umbau des Verwal- 
tungsgebäudes am Ausschläger Weg 
erstellen zu können, in dem die Kfz- 
Zulassungsstelle untergebracht ist. 
Diese faule Ausrede läßt der Hambur- 
ger Rechnungshof nicht gelten. Er 
rechnet vor, daß der Leerstand von 
1500 m? Hauptnutzungsfläche dazu 
geführt hat, daß mehr als 700.000 
Mark für die vermeidbare Anmietung 
von Räumlichkeiten ausgegeben wor- 
den sind. Zum Zeitplan: 1988 ent- 
schied der Hamburger Senat über den 
Neubau. Ende 1989 beschloß die Bür- 
gerschaft darüber. Im Dezember 1991 
war das Gebäude fertig, so daß der 
Umzug der Kfz-Zulassungsstelle vor- 
genommen werden konnte. Seitdem 
läßt der Umbau des alten Gebäudes 
auf sich warten. Der Baubeginn sollte 
in der zweiten Hälfte 1994 erfolgen, 
doch es gab wieder Verzögerungen. 
Jetzt rechnet man mit einer Nutzung 
der umgebauten Räume im Jahr 1995. 
Der Senat jedenfalls ist bestrebt, den 
Leerstand alsbald zu beenden. Ob das 


möglich ist, steht allerdings noch in 
den Sternen. 


Koblenz. Als der Rechnungshof 
Rheinland-Pfalz im Jahre 1989 den 
Abhol- und Bringdienst der Medizinal- 
untersuchungsämter prüfte, stellte er 
Unwirtschaftlichkeiten fest und emp- 
fahl die Einstellung des Dienstes. Das 
wurde vom zuständigen Ministerium 
auch zugesagt. Doch als die Prüfer vier 
Jahre später nochmals nachhakten, 
gab es diese Dienste immer noch. Beim 
Medizinaluntersuchungsamt in Ko- 
blenz stellten sie eine jährliche Kosten- 
unterdeckung von 43.000 Mark fest. 
Die Steuerzahler dürfen das Defizit 
ausgleichen. 


Bei demselben Amt wurde 1988 ein 
Umwelthygienelabor eingerichtet. Ko- 
stenpunkt: 160.000 Mark. Das Amt 
führte für das Umweltministerium la- 
boranalytische Untersuchungen aus. 
Bis 1992. Von da an stand das Labor 
nutzlos herum. Jährlicher Verlust: 
25.000 Mark. Frage: Wo bleibt da die 
Hygiene im Umgang mit Steuergel- 
dern? Antwort: Auf der Strecke. 
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Berlin. Wer das Reichstagsgebäude in 
Berlin für 598 Millionen Mark um- 
baut, verschwendet Steuergelder. Und 
wer dem Reichstagsgebäude auch noch 
eine Kuppel aufsetzt, setzt der Vergeu- 
dung noch die Krone auf, die weitere 
65 Millionen Mark kostet. Bei dieser 
scharfen Verurteilung der Politikerbe- 
schlüsse bleibt der Bund der Steuerzah- 
ler, auch wenn Politiker, allen voran 
Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth, 
scharf gegen diese Wertung protestie- 
ren. Vertreter des Bundes der Steuer- 
zahler haben sich bei einer eingehenden 
Besichtigung des Gebäudes unter fach- 
männischer Führung von der Funk- 
tionsfähigkeit des Gebäudes überzeu- 
gen können. Der Deutsche Bundestag 
und seine Ausschüsse haben in den zu- 
rückliegenden Jahren immer wieder in 
Berlin getagt. Über unzumüutbare Ver- 


hältnisse, die für mehr als eine halbe 
Milliarde Mark geändert werden müs- 
sen, ist nichts an die Öffentlichkeit ge- 
drungen. Die Öffentlichkeit hat sich 
im Gegenteil am Fernsehschirm davon 
überzeugen können, daß das Reichs- 
tagsgebäude würdig und funktionsfä- 
hig war, um die Bundesversammlung 
anläßlich der Wahl des Bundespräsi- 
denten zu beherbergen. Und die Bun- 
desversammlung ist ein wenig umfäng- 
licher als der Deutsche Bundestag. 


Braunschweig. 30 Edelstahlschränke 
mit einem Stückpreis von rund 2.500 
Mark läßt die Stadt Braunschweig auf- 
stellen. Diese Designer-Abfallschränke 
heißen im normalen Sprachgebrauch 
Mülltonnen oder Papierkörbe. Die 
Stadt Braunschweig hält diesen Auf- 





wand nicht für eine Verschwendung 
von Steuergeldern, weil sich ihrer An- 
sicht nach bei diesen Kästen Langlebig- 
keit, Wirtschaftlichkeit, Sicherheit ge- 
gen mutwillige Beschädigung, Sicher- 
heit für das Personal und Ästhetik 
paaren. Trotzdem erscheinen 2.500 
Mark pro Stück, zusammen also 
75.000 Mark, für die ‚‚neue Braun- 
schweiger Stadtästhetik‘‘ reichlich teu- 
er. Wer garantiert dem Steuerzahler, 
daß nicht in Kürze in Braunschweig die 
gesamte städtische Infrastruktur ein- 
schließlich der öffentlichen Toiletten 
mit kostspieligem Designerchic ausge- 
stattet wird? 


Neu Tramm. Bei einer kleinen Umbau- 
maßnahme in der Luftwaffenkaserne 
in Neu Tramm (Kreis Lüchow-Dan- 
nenberg) fiel den Prüfern auf, daß dort 
ein offener Kamin errichtet worden 
war. Das war nicht der einzige Luxus. 
Im Speisesaal fand man vier Kron- 
leuchter, das Stück für 28.000 Mark. 
Eine repräsentative Wendeltreppe Ko- 
stete 75.000 Mark. Jetzt wird dort 
noch eine andere Baumaßnahme ge- 
prüft. Für die Erhaltung der Gebäude- 
substanz beim alten Lokschuppen wur- 
den einmal 30.000, ein anderes Mal 
50.000 Mark bewilligt. Doch ausgege- 
ben wurden am Ende 400.000 Mark. 
Den Knaller aber fand die Elbe-Jetzel- 
Zeitung heraus: Weil eine Tür falsch 
eingebaut war, wurde sie durch ein 
aufwendiges Feldsteinportal mit Per- 
sonenschleuse und Gegensprechanlage 
ersetzt. Inzwischen ist die Luxusaus- 
stattung allerdings so gut wie nichts 
mehr wert. Denn der Standort Neu 
Tramm wurde mittlerweile geschlos- 
sen. Ursprünglich war vorgesehen, hier 
das Aufklärungsprojekt Lapas zu in- 
stallieren, für das die Steuerzahler 
mehr als 700 Millionen Mark an Ent- 
wicklungskosten hingeblättert haben. 


Doch dieses Projekt wurde inzwischen 
sang- und klanglos eingestellt. 


Stuttgart. Zwischen sparsamer Ausga- 
benwirtschaft und Ausgabenpraxis 
klafft häufig eine große Lücke. Das 
gilt auch für die Präsentation Baden- 
Württembergs anläßlich der Olympi- 
schen Sommerspiele 1992 in Barcelo- 
na, die mit erheblichen Pannen behaf- 
tet war. Zunächst sah man, obwohl 
keine Mittel mehr vorhanden waren, 
einen Kostenrahmen von 2 Millionen 
Mark vor, aus denen letztlich ca. 3,6 
Millionen Mark geworden sind. Es 
ging um den Bau und Betrieb eines Pa- 
villons in Barcelona, um eine Lan- 
desausstellung und eine Kunstausstel- 
lung im Mirö-Museum, um Veranstal- 
tungen, Präsentationen und ähnliches. 
Vieles mußte umdisponiert werden, 
der Standort des Pavillons und die 
Kunstausstellung im Mirö-Museum 
mußten räumlich getrennt werden. An- 
scheinend war nicht einmal mehr dem 
Museumspersonal geläufig, daß es sich 
um eine Ausstellung des Landes 
Baden-Württemberg handelt. Baden- 
Württemberg scheint kein Begriff ge- 
wesen zu sein. Dagegen war der Pavil- 
lon bestens bekannt. Dort gab es gro- 
ßen Andrang zum kostenlosen Essen 
und Trinken; die Clubkarten wurden 
als ‚‚Vollpensionskarten‘‘ gehandelt, 
wie es die Rechnungsprüfer zurückhal- 
tend kommentieren. Offensichtlich 
sollen muntere Zechereien, nicht zu- 
letzt auf Kosten der Steuerzahler, statt- 
gefunden haben. Mit zunehmender 
Dauer der Spiele wurde die Funktion 
des Treffpunktes als Verköstigungs- 
und Trinkstätte immer beherrschen- 
der. Der ganze ‚‚Spaß‘‘ auf Steuerzah- 
lerkosten hat 3,58 Millionen Mark ge- 
kostet, wie das Wirtschaftsministerium 
in seiner Endabrechnung angibt. 
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Hamburg. Für zu üppig hält der Ham- 
burger Rechnungshof die Planung für 
eine Grünanlage am Osterbekkanal. Er 
empfiehlt, die im Anschluß an eine be- 
stehende Stufenanlage geplanten wei- 
teren Stufenanlagen aus Granit nicht 
herzustellen, sondern dafür bepflanzte 
Böschungen vorzusehen. Dies sei nicht 
nur ein Beitrag zur Verbesserung der 
Stadtökologie, sondern auch erheblich 
billiger. Diese Reduzierung des Aus- 
baustandards würde 400.000 Mark ein- 
sparen. Die Verwaltung hat inzwischen 
zugesichert, daß die Anregungen des 
Rechnungshofs berücksichtigt werden. 


Magdeburg. Es fehlt an Geld für wich- 
tige infrastrukturelle Maßnahmen, es 
fehlt an Geld für die dringend notwen- 
dige Sanierung von Schulen, Altenhei- 
men und Krankenhäusern. Kurz: Die 
Stadt ist kaum in der Lage, die ein- 
fachsten Dinge des städtischen Alltags 





Eine Nummer kleiner bitte - Grünanlage 
am Osterbekkanal in Hamburg 
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zu realisieren. Für prestigeträchtige 
Vorzeigeobjekte wie die Restaurierung 
der Johanneskirche am Elbufer aber 
ist Geld da. Viel Geld. Rund achtein- 
halb Millionen Mark. Fast 6 Millionen 
Mark kommen aus dem großen Topf 
des Bundes und, damit man dieses 
Geld überhaupt bekommt, schießt 
auch die arme und hochverschuldete 
Stadt Magdeburg noch 2,6 Millionen 
Mark dazu. So setzt man in Magde- 
burg also Prioritäten. Kleine Notiz am 
Rande: zu DDR-Zeiten sollte die ver- 
fallene Johanneskirche Mahnmal blei- 
ben - aus Geldmangel hieß es damals. 
So ändern sich die Zeiten. 


Hameln. Für die Verblendung einer 
Stützmauer an den Bundesstraßen 1 
und 83 in Hameln war das Beste gerade 
gut genug. Friedewalder Sandstein 
mußte es sein. Und der ist nicht billig. 
900.000 Mark wurden für die Verblen- 
dung ausgegeben. Eine schlichte Ver- 
klinkerung oder ein Anstrich kamen 
nicht infrage. Warum auch. Die Stadt 
Hameln brauchte sich über die Kosten 
keine Gedanken zu machen. ‚,‚Schließ- 
lich muß der Bund das bezahlen. Und 
der ist bei solchen Maßnahmen immer 
sehr großzügig‘‘, meinte der Vorsitzen- 
de des Bauausschusses der Stadt Ha- 
meln gegenüber der Deister-Weser- 
Zeitung. 


Essen. Für die 702.000 Mark teure An- 
schaffung eines rollenden Konferenz- 
busses reservierten wir der Essener 
Verkehrs AG schon im vorigen Jahr ei- 
nen Platz in unserem Schwarzbuch. 
Für den Bund der Steuerzahler war da- 
mals schon klar, daß der Kauf eine 
Steuergeldverschwendung erster Güte 
werden würde. Zu vage erschienen die 
Einsatzmöglichkeiten des Busses, 
kaum zu realisieren die Vorgabe, den 





Mindestens 104 Millionen Mark soll der Neubau des Theaters in Magdeburg kosten 


Bus an 180 Tagen im Jahr zu vermie- 
ten, um so die Kosten wieder hereinzu- 
holen. 

Wir haben Recht behalten. Gerade ein- 
mal 60.000 Mark fuhr der Bus im Jahr 
1993 ein. Damit ist nicht einmal der 
jährliche Wertverlust gedeckt, ge- 
schweige denn die übrigen Nebenko- 
sten. Auch für das Jahr 1994 sieht es 
düster aus. Bis Ende April war der rol- 
lende Konferenzsaal erst fünfmal un- 
terwegs. Und bis zu diesem Zeitpunkt 
lagen auch nur noch 18 weitere Anfra- 
gen vor. Ach ja, eigentlich soll der 
Luxus-Liner für repräsentative Anläs- 
se der Stadt angeschafft worden sein. 
Doch die orderte das Gefährt bisher 
kein einziges Mal - wohl aus Kosten- 
gründen. 


Magdeburg. Mit dem Theater der Stadt 
Magdeburg muß etwas passieren. Re- 
konstruieren bzw. modernisieren oder 
gleich neu bauen, das war die Frage. 
Ersteres wäre 30 Millionen Mark billi- 
ger gewesen. Aber man entschied sich 
für die teurere Lösung. Ein Neubau 
mußte es sein, für, so der Stand der 


Dinge, mindestens 104 Millionen 
Mark. Allein die Rüstung, die die hi- 
storische Fassade hält, kommt die 
Steuerzahler teuer zu stehen. Eine ganz 
normale Rüstung kostet pro Quadrat- 
meter ca. 12 Mark im Monat. Die 
Theater-Sonderanfertigung steht be- 
reits über ein Jahr und ein Ende ist 
nicht abzusehen. 


Leer. Das Bundesernährungsministeri- 
um hatte ein Schiff zu verkaufen, das 
Fischereiforschungsschiff Walther 
Herwig II: Weil die Stadt Leer Interes- 
se am Ankauf hatte, verzichtete man 
auf eine Ausschreibung und verkaufte 
das Schiff, das künftig für die Aus- 
und Fortbildung von Seeleuten genutzt 
werden soll, für 200.000 Mark. Das 
war weit unter Wert. Doch die Lee- 
raner Steuerzahler kommt das 
‚„Schnäppchen‘‘ teuer zu stehen. Sie 
sollen zunächst einmal pro Jahr rund 
100.000 Mark zuschießen. Wenns 
nicht reicht, wird nachgelegt. Kom- 
mentar vor Ort: Für das Geld, das die 
Stadt nicht hat, kauft sie ein Schiff, 
das sie nicht braucht. 
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Rechnungshöfe werden fündig 





. und ewig locken die Steuergelder 


Böken. Ende 1992 erhielt die Gemeinde 
Böken vom Umweltministerium eine 
Zuwendung von rund 407.000 Mark. 
Die war für den ersten Bauabschnitt 
eines Abwassersammlers gedacht. 
Doch statt Abwasser zu sammeln, sam- 
melte der Bürgermeister den größten 
Teil des Geldes ein und verwendete es 
für eine eigene private Baumaßnahme. 
Als der Landrat und der Landesrech- 
nungshof von Mecklenburg-Vorpom- 
mern sich der Sache annahmen, erfuh- 
ren sie, „daß die Gemeinde infolge die- 
ser Unregelmäßigkeiten und anderer 
Mißwirtschaft zur Zeit zahlungsunfä- 
hig sei‘‘. Jetzt ermittelt die Staatsan- 
waltschaft. 


Hessen. Die Fotolabore der Hessischen 
Polizei arbeiten unwirtschaftlich und 
kosten die Steuerzahler eine Menge 
Geld. Die von den Rechnungsprüfern 
ermittelten Kosten pro Abzug lagen 
mit 1,20 Mark (ohne Sachkosten) an- 
nähernd doppelt so hoch wie im privat- 
wirtschaftlichen Fotohandel, wo im 
Durchschnitt 0,64 Mark pro Abzug 
verlangt werden. Legt man die in den 
Fotolaboren der Polizei im Jahr 1991 
gefertigten rund 1,6 Millionen Abzüge 
zugrunde, läßt sich die Steuergeldver- 
schwendung auf mindestens 900.000 
Mark beziffern. 


Hamburg. 6,8 Millionen Mark werden 
in Hamburger Schulen verplempert, 
weil Energie vergeudet wird. Der Ham- 
burger Rechnungshof stellte fest, daß 
zu teuer geheizt wird, weil es falsch di- 
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mensionierte Umwälzpumpen gibt, 
weil Thermostatventile fehlen und weil 
die Wärmedämmung ungenügend ist. 
Beim Stromverbrauch monierten die 
Prüfer veraltete Leuchten, zu dunkle 
Anstriche und ungenügende Tages- 
lichtnutzung. Der Hammer aber war, 
daß es Schulbereiche gab, die im Som- 
mer und in den Ferien vollständig be- 
heizt waren und daß es falsch einge- 
stellte Schaltuhren und Regelungen 
gab. Die Schulen sind übrigens nicht 
die einzigen Öffentlichen Energiever- 
schwender in Hamburg. Der Vorwurf 
trifft auch andere Verwaltungen. Der 
Rechnungshof schätzt das Gesamtein- 
sparpotential auf 20 Millionen Mark 
pro Jahr. 


Mecklenburg-Vorpommern. 597,5 Mil- 
lionen Mark erhielt das Land Meck- 
lenburg-Vorpommern vom Bund im 
Rahmen des Gemeinschaftswerkes 
„Aufschwung Ost‘‘ als sog. Investpau- 
schale. Diese Finanzhilfen sollten zur 
wirkungsvollen und schnellen Unter- 
stützung bei dringend notwendigen In- 
standsetzungen an Gebäuden und An- 
lagen, insbesondere von Schulen, 
Krankenhäusern und Altenheimen die- 
nen. Die Wirklichkeit sah etwas anders 
aus. Von dem Geld wurden Garagen, 
Ampelanlagen und ein Abwasser- 
pumpwerk gebaut. Eine Kreisverwal- 
tung kaufte für 638.300 Mark Grund- 
stücke für ein neues Gymnasium. Fi- 
nanziert wurde damit der Kauf beweg- 
licher Wirtschaftsgüter wie Autos, 


Feuerwehrausstattungen, Hard- und 
Software, Fernsehgeräte und Key- 
boards. 1,3 Millionen Mark wurden 
für Gutachten und Projektierungslei- 
stungen eingesetzt, die mit Instandset- 
zungen und Investitionen überhaupt 
nichts zu tun hatten. Jetzt ist guter Rat 
teuer. Denn nicht zweckentsprechend 
eingesetzte Mittel sind zurückzuzah- 
len. Deshalb arbeiten alle Beteiligten 
fieberhaft daran, die Mittel für andere 
förderungswürdige Zwecke ‚‚umzu- 
widmen‘‘. 


Hamburg. Beim Neubau des Rehabili- 
tationszentrums im Allgemeinen Kran- 
kenhaus Eilbek, den der Bundesar- 
beits- und Sozialminister mit zunächst 
20 Millionen Mark förderte, blieb Geld 
übrig. Daraus entstand ein Rückforde- 
rungsanspruch des Bundes in Höhe 
von 842.246 Mark. Statt die nicht 
mehr erforderlichen anteiligen Bundes- 
mittel sofort zurückzuzahlen, wurde in 
Eilbek überlegt, was man mit dem Bat- 
zen Geld anderes anfangen könne. 
Doch aus allen schönen Plänen wurde 
nichts, weil der Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung eine Beteili- 
gung an anderen Projekten ablehnte 
und stattdessen sein Geld zuzüglich 6 
Prozent Zinsen verlangte. Die schlugen 


gem. Krankenhaus 





mit 106.193 Mark zu Buche. Eine är- 
gerliche, weil vermeidbare Ausgabe. 
Der Senat, der die harsche Rüge des 
Rechnungshofs einstecken mußte, hat 
Besserung gelobt. Er hat Maßnahmen 
getroffen, die sicherstellen, daß solche 
Zinsverluste künftig nicht noch einmal 
auftreten. 


Saarland. Die Schülerbeförderung 
kann zum finanziellen Klotz am Bein 
werden. Das spürte auch das Saarland. 
Dort prüfte der Rechnungshof die Zu- 
schüsse und Finanzhilfen für die Schü- 
lerbeförderung an einer Privatschule. 
Nach Ermittlung der Fahrpreistarife 
und der Zahl der beförderungsbedürf- 
tigen Schüler wurde für einen Fünfjah- 
reszeitraum ermittelt, daß anstatt der 
vom Schulträger für die fünf Jahre ins- 
gesamt geltend gemachten Kosten in 
Höhe von 983.932,47 DM lediglich 
Aufwendungen in Höhe von 303.700 
DM zu berücksichtigen waren. Jetzt 
spart das Saarland in diesem Fall min- 
destens 130.000 Mark pro Jahr. 


Hamburg. Nach einem überproportio- 
nalen Anstieg der Arbeitsbelastung der 
Grundbuchämter bei den Amtsgerich- 
ten gingen die Eintragungen und Lö- 
schungen in Grundbuchsachen seit 
1987 zurück. Das merkte sogar die Ju- 
stizbehörde und führte vorhandenen 
Stellenbestand behutsam zurück. Zu 
behutsam meint der Hamburger Rech- 
nungshof, der feststellte, daß 40 Stel- 
len mit einem Jahreswert von mehr als 
3,5 Millionen Mark hätten eingespart 
werden können. Der Rechnungshof 
stellte auch fest, daß unwirtschaftlich 
gearbeitet wurde. So verrichteten die 
Eintrager Doppelarbeit, indem sie die 
Eintragungsverfügungen der Rechts- 
pfleger kontrollierten, ohne hierfür 
ausgebildet zu sein und ohne den 
Rechtspfleger entlasten zu können. 
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Öffentliche Extratouren 





Kostspieliges auf Steuerzahlerkosten 


Wassenberg. Wer es sich wie die Stadt 
Wassenberg leisten kann, beim Ver- 
kauf von Immobilien auf Hunderttau- 
sende von Mark zu verzichten, der 
muß im Geld schwimmen. Oder steckt 
mehr dahinter? Im November des Jah- 
res 1987 verkaufte die 12.000-Einwoh- 
ner-Stadt in Nordrhein-Westfalen ihr 
schmuckes altes Rathaus für schlappe 
10.000 Mark. Eigentlich waren es so- 
gar nur 9.000 Mark, denn dem Neuei- 
gentümer kaufte man die alte Kohle- 
heizung sogleich für 1.000 Mark wie- 
der ab. Daß man für das alte Rathaus 
eigentlich einen viel höheren Verkaufs- 
preis hätte erzielen können, hätte man 
spätestens zu dem Zeitpunkt merken 
müssen, als ein 200.000 Mark-Angebot 
einer Firma aus Kerpen einging, die 
über einschlägige Erfahrung in der 
Verwertung historischer Bausubstanz 
verfügt. Dennoch bekam der heimische 
Bieter den Zuschlag. Doch damit nicht 
genug. Er wurde noch von der Zahlung 
der Ablösesumme für 26 Pkw- 
Einstellplätze befreit. 


Welch schlechtes Geschäft die Ratsher- 
ren in Wasserburg gemacht haben, 
wurde spätestens im Herbst 1992 of- 
fenbar. Da wurde bekannt, daß das al- 
te - inzwischen renovierte - Rathaus 
wieder verkauft worden war. Ver- 
kaufspreis diesmal: 1,15 Millionen 
Mark. 


Rostock. Der Hansestadt an der Ostsee 


entstand nach Ermittlungen des Rech- 
nungshofes ein Schaden von 6,2 Mil- 
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lionen Mark, weil sie Grundstücke un- 
ter Wert verkauft hat. Wer seinen An- 
trag auf Kauf eines Grundstückes bis 
zum 1. Juli 1990 gestellt hatte, war im 
Normalfall mit 2 Mark je Quadratme- 
ter dabei. Danach gab es den Quadrat- 
meter im Regelfall für 30 Mark, erst 
nach dem 1. Januar 1992 wurden 
Grundstücke, von Ausnahmen abgese- 
hen, zum Marktpreis verkauft. Für 
den, der so ein Schnäppchen machte, 
ist das eine schöne Sache. Für die Steu- 
erzahler insgesamt ist das Verfahren 
aber ausgesprochen ärgerlich, weil 
durch die rechtswidrige Verschleude- 
rung von Grund und Boden ein Loch 
im Haushalt entstand, das sie nun 
stopfen dürfen. 


Kiel. Auf Einnahmen von knapp 
190.000 DM hat die Landeshauptstadt 
Kiel bei der Veräußerung eines etwa 
4.000 qm großen städtischen Grund- 
stücks in attraktiver Lage verzichtet. 
Mit dem ursprünglich ins Auge gefaß- 
ten Käufer - einem privaten Woh- 
nungs- und Gewerbebauunternehmen 
- war bereits ein angemessener Preis 
vereinbart worden. Die Wende kam 
bei den Erörterungen im Finanzaus- 
schuß. Der für den Wohnungsbau zu- 
ständige Dezernent und Vorsitzende 
des Aufsichtsrates der stadteigenen 
Kieler Wohnungsbaugesellschaft mel- 
dete Interesse für das Grundstück an. 
So wurde in der Ratsversammlung die 
Entscheidung getroffen, der Kieler 
Wohnungsbaugesellschaft das Grund- 
stück zum gleichen Preis anzubieten. 


Obwohl daraufhin das private Woh- 
nungs- und Gewerbeunternehmen das 
Angebot um insgesamt DM 189.500 er- 
höhte, erhielt das stadteigene Woh- 
nungsbauunternehmen den Zuschlag. 


Bonn. 650.000 Mark hat sich das Bun- 
desministerium für Wirtschaft eine 
ebenso überflüssige wie peinliche Pla- 
kataktion in den neuen Bundesländern 
kosten lassen, mit der Jugendliche in 
Abschlußklassen für eine Berufsausbil- 
dung begeistert werden sollten. Über- 
flüssig war die Aktion deshalb, weil sie 
haarscharf an der Realität vorbei ging. 
Denn im Osten der Bundesrepublik 
fehlt es nachweislich weniger am Inter- 
esse der Jugendlichen an einer zu- 
kunftsträchtigen Lehrstelle als an ge- 
eigneten Ausbildungsplätzen. Was die 
ganze Aktion am Ende auch noch.zur 
hochnotpeinlichen Vorstellung geraten 
ließ, war die Umsetzung auf den Pla- 
katmotiven. So grüßt z.B. ein affig ge- 
stylter Pudel mit Schleifchen im Haar 
von den Plakatwänden und rät ‚‚mach 
mehr aus deinem Typ. Berufsausbil- 
dung bringt’s‘‘. Dümmer geht’s wirk- 
lich nimmer. 


München. Einsicht oder Nachsicht - 
das ist die Frage, die sich die Landes- 
hauptstadt München stellen muß, als 
sie sich aus einem ihrer schlechtesten 
Geschäfte zurückgezogen hat. Die 
Landeshauptstadt München hat das 
sog. ‚‚Stadelberghaus‘‘, eine Altbau- 
immobilie aus der Jahrhundertwende 
im Landkreis Miesbach, das sie 1986 
für 2,5 Millionen Mark erworben hat, 
im Jahr 1992 wieder abgestoßen - je- 
doch mit Verlust. Bei der Weiterveräu- 
Berung nach sechs Jahren konnte sie 
trotz steigender Immobilienpreise le- 
diglich einen Preis in Höhe von 2,35 
Millionen Mark erzielen. Wenn der 
Kaufpreis 1986 in voller Höhe auch 
nur mit 5 Prozent finanziert worden 
ist, hat sich allein der Zinsaufwand der 
Landeshauptstadt München auf jähr- 
lich 125.000 Mark belaufen, für den 
Gesamtzeitraum mithin auf rund 
750.000 Mark. Kein gutes Geschäft für 
die Münchner Steuerzahler. Da die 
Umbaukosten des Anwesens zu einem 
Schullandheim der Stadt davonliefen 
und im Verlauf der Projektphasen auf 
bis zu 4,65 Millionen Mark angestiegen 
sind, hat man sich entschlossen, das 


Teuer und peinlich zugleich - Plakataktion des Bundeswirtschaftsministers in den 
neuen Bundesländern 





Objekt wieder abzustoßen. In das Sta- 
delberghaus sind also keine Schüler - 
wie einst beabsichtigt - eingezogen, 
vielmehr diente es Landstreichern zeit- 
weilig als Unterkunft. Der Besitz war 
nach sechs Jahren des Münchner 
Stadteigentums völlig ramponiert und 
ist in den Mühlen der Verwaltung zuse- 
hends verrottet. Wie schnell diese 
Mühlen mahlen, zeigt auch die Reak- 
tion der Landeshauptstadt München 
auf eine Anfrage des Bundes der Steu- 
erzahler. Die Verwaltung brauchte im- 
merhin gut 1 1/2 Jahre, um die Anfra- 
ge des Bundes der Steuerzahler vom 
Juni 1992 zu beantworten. Wie gut, 
daß man die Steuerzahler hat. Sie sind 
geduldig und lassen sich leicht melken. 


Bonn. Regierungsreklame auf Kosten 
der Steuerzahler hat immer haut goüt. 
In Wahlkampfzeiten ist so etwas sogar 
verboten. Exakt zwei Tage vor der 
Wahl in Sachsen-Anhalt veröffentlich- 
te der Bundesverkehrsminister in zwei 
Zeitungen ganzseitige Bilanzen seiner 
Leistungen in diesem Bundesland. 
Knapp 100.000 Mark haben diese An- 
zeigen verschlungen. Daß ausgerechnet 
Sachsen-Anhalt ‚‚die besten Verkehrs- 
wege‘ bekommt, begründete der Mini- 
ster mit der zentralen Lage des Landes 
in Deutschland und in Europa. Mit 
gleichem Recht hätten Brandenburg 
und Thüringen das für sich in An- 
spruch nehmen können. Doch da wa- 
ren am 26. Juni keine Wahlen. 


Sachsen-Anhalt. Nicht nur in Sachsen- 
Anhalts Zeitungen häufen sich Anzei- 
gen von Bund und Ländern, von Mini- 
sterien und Ämtern, auf Kosten der 
Steuerzahler. Die Art von Anzeigen 
und ihre Werbewirksamkeit sind dabei 
meist zweifelhaft, ja sie erscheinen für 
die Katz. Vier Beispiele, für die die 
Steuerzahler mit insgesamt 25.000 
Mark zur Kasse gebeten wurden, bele- 
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gen dies. Da bittet die Kriminalpolizei 
in Magdeburger Zeitungen: ‚‚Schützen 
Sieihr Kind vor Sexualstraftätern, klä- 
ren Sie es auf ...‘‘ Ja, das ist wichtig. 
Aber erreicht diese Annonce den, der 
sich ohnehin schon Sorgen um das 
Wohl und die Zukunft seiner Kinder 
macht? Kostenpunkt einer Anzeige 
1.900 Mark. 


„Jugend braucht Zukunft - Jugend 
hat Zukunft in Sachsen-Anhalt‘‘, diese 
Anzeige, mit der Betriebe zur Lehrstel- 
lenzusage bewegt werden sollen, ließ 
sich das Ministerium für Arbeit und 
Soziales 8.000 Mark kosten. In einer 
großen Magdeburger Zeitung mußte es 
gar die farbige Version sein. Kosten- 
punkt hier: 10.000 Mark. Auch die 
Stadtwerke, zur Hälfte in städtischem 
Eigentum und zudem alleinige Ener- 
gieversorger in Magdeburg, verbraten 
auf diese Art und Weise das Geld der 
Gebührenzahler. Unter der Über- 
schrift ‚‚öffentliche Versorgung in der 
Stadt für die Stadt‘‘ geht man für 
4.500 Mark auf Kundenfang in Sachen 
Wasser, Wärme, Gas und Strom. Wo 
aber sonst als bei den Stadtwerken mit 
ihrer absoluten Monopolstellung soll- 
ten sich die Magdeburger die nötige 
Energie und das Wasser herholen? 


Schwerin. Vermeidbare Extrakosten 
entstehen bei den Ministerien in 
Mecklenburg-Vorpommern, weil die 
Bezeichnung der Ministerien nicht ge- 
schlechtsneutral erfolgt. Die Behörde, 
die andernorts Finanzministerium 
heißt, firmiert in Schwerin unter ‚‚Die 
Finanzministerin‘‘. Und weil Behör- 
den Schilder, Briefbögen und Stempel 
brauchen, werden bei jedem Amts- 
wechsel Ausgaben fällig. ‚Die Um- 
weltministerin‘‘ wurde für 1964,50 
DM zu ‚‚Der Umweltminister‘‘ und 
der Wechsel von ‚‚Der Kultusmini- 
ster‘‘e zu ,‚Die Kultusministerin‘“‘ 
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Kostspielige Schilda-Probleme der Lan- 
desregierung in Schwerin 


schlug mit 1577,05 DM zu Buche. Die 
Kultur machte es billiger, weil hier kein 
neues Amtsschild erforderlich war. 
Das sind nun keine Beträge, die den 
Haushaltsausgleich gefährden, doch 
sind solche Ausgaben ärgerlich, weil so 
leicht vermeidbar. Wie wäre es, wenn 
man in Schwerin der Empfehlung des 
Rechnungshofs folgt und für alle Be- 
hörden neutrale Bezeichnungen ein- 
führt. 


Lübeck. Bereits am 23.2.1989 hat die 
Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck 
beschlossen, ein vom Arbeitsamt nicht 
mehr genutztes Gebäude in der 
Fackenburger Allee zum Preis von 2,5 
Mio. DM zu erwerben. Hierbei war 
vorgesehen, in dem Gebäude mit einer 
Bürofläche von ca. 1.800 qm möglichst 
rasch Ämter der Hansestadt unterzu- 
bringen, die bislang in angemieteten 
Räumen ihre Aufgaben wahrgenom- 
men haben. 5 Jahre nach Beschluß der 
Bürgerschaft steht das ehemalige Ar- 
beitsamt immer noch leer. Die zustän- 


digen Stellen und Ämter sowie die poli- 
tisch Verantwortlichen konnten sich 
bis vor kurzem nicht darauf einigen, in 
welcher Form das Gebäude in Zukunft 
zu nutzen sei und für welches Amt die 
Lage sowie die Größe und der Zu- 
schnitt des Gebäudes geeignet sind. 
Die endgültige Entscheidung über die 
Nutzung des Gebäudes und deren Um- 
setzung hat sich immer wieder verzö- 
gert. Diese organisatorischen Pannen 
und Verzögerungen kommen die Lü- 
becker teuer zu stehen. 

Durch den über 3 1/2-jährigen Leer- 
stand des Gebäudes entstand durch 
Vandalismus sowie durch Beschädi- 
gung der Heizungsanlage ein direkter 
Schaden in Millionenhöhe. Hinzu 
kommt, daß bei einer zügigen Durch- 
führung der Modernisierungsmaßnah- 
men und einem raschen Umzug hierfür 
vorgesehener Ämter der Haushalt der 
Stadt Lübeck in beträchtlichem Um- 
fang entlastet worden wäre, weil die 
Mietzahlungen für die bisher angemie- 
teten Räume entfallen wären. Die 
Stadt zahlt nämlich pro Jahr 1,3 Mil- 
lionen Mark für die Unterbringung 
von Ämtern in angemieteten Räumen. 


Hessen. Eine Verschwendung von 
Steuergeldern in Höhe von über 83.000 
Mark geht auf das Konto der hessi- 
schen Landesregierung. Denn der mit 
Steuergeldern finanzierte Jahresrück- 
blick mit dem Titel ‚„‚Hessen ’93‘‘ ist 
viel zu teuer und noch dazu alles ande- 
re als parteipolitisch neutral. 

Das im Zweifarbdruck erstellte Werk 
soll auf 126 Seiten darstellen, was sich 
im Jahr 1992 in Hessen so alles ereig- 
net hat. Mit den Herstellungskosten 
von 83.000 Mark ist es dabei nicht ein- 
mal getan. Rechnet man dazu noch die 
Personalkosten für den Mitarbeiter 
aus der Staatskanzlei, der das Projekt 
koordinierte und den Großteil der Tex- 
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te schrieb sowie die Vertriebskosten 
hinzu, kommt man leicht auf einen 
sechsstelligen Betrag. Bei einer Aufla- 
ge von nur 3.000 Exemplaren ergeben 
sich Stückkosten von deutlich über 30 
Mark. Ganz abgesehen davon, daß pri- 
vate Verleger zu diesen Preisen gebun- 
dene Farbbände anbieten, sind derarti- 
ge Projekte angesichts der Haushalts- 
lage des Landes nicht zu rechtfertigen. 
Mindestens genauso ärgerlich ist das 
Ausmaß der parteipolitischen Einfär- 
bung der Jahreschronik. Daß es seit 
dem Urteil des Bundesverfassungsge- 
richtes aus dem Jahr 1977 sehr wohl 
eine Grenze zwischen Öffentlichkeits- 
arbeit einer Regierung und Parteiwer- 
bung gibt, darauf läßt die Lektüre der 
Broschüre jedenfalls nicht im gering- 
sten schließen. Im Klartext heißt das, 
daß hier Gelder aus dem Landeshaus- 
halt zweckentfremdet wurden. 


München. Ist es wirklich nötig, daß 
sich der Freistaat Bayern als Milch-, 
Butter- und Käseproduzent in der Mol- 
kerei Weihenstephan betätigt? Die ur- 
sprünglich als Versuchsbetrieb der 
Staatlichen Hochschulen gegründete 
Molkerei Weihenstephan hat sich zu 


einem bedeutenden Wirtschaftsunter- 
nehmen entwickelt. Der Umsatz des 
lange Jahre relativ kleinen, rechtlich 
unselbständigen, Staatsbetriebes stieg 
von 86 Millionen DM im Jahr 1985 auf 
sage und schreibe 276 Millionen DM 
im Jahr 1992. Der Oberste Bayerische 
Rechnungshof sah für das wirtschaftli- 
che Staatsunternehmen keine sachliche 
Rechtfertigung mehr. Um den Staats- 
haushalt weiterhin von der Finanzie- 
rung anstehender Investitionsmaßnah- 
men und allgemeiner Unternehmerrisi- 
ken zu entlasten, sollte zumindest eine 
Teilprivatisierung realisiert werden 
und der rechtlich unselbständige 
Staatsbetrieb in eine geeignete Gesell- 
schaft des privaten Rechts umgewan- 
delt werden. Der Bund der Steuerzah- 
ler ging sogar noch einen Schritt weiter 
und stellte das staatliche Interesse am 
Betrieb der Molkerei mit Millionenum- 
sätzen vollends infrage. Die Produk- 
tion von Milchprodukten, sie ist nicht 
Aufgabe des Staates, auch nicht im 
Hinblick auf Forschung und Lehre. 

Das Bayerische Staatsministerium für 
Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst stand den Anregungen aufge- 
schlossen gegenüber. Es teilte dem 


Weihenstephan - Butter, Milch und Käse bald nicht mehr vom Freistaat Bayern 





Bund der Steuerzahler mit, daß ‚‚die 
Umwandlung der Staatlichen Molkerei 
Weihenstephan in eine GmbH im Lau- 
fe des Jahres 1994 erfolgen wird, an 
der auch private Gesellschafter betei- 
ligt werden können‘. 

Des weiteren soll durch eine Regelung 
in der Bayerischen Haushaltsordnung 
generell festgelegt werden, daß ‚‚geeig- 
nete Staatsbetriebe in die private 
Rechtsform umgewandelt werden sol- 
len‘‘. Bleibt zu hoffen, daß das Bei- 
spiel der Staatlichen Molkerei Weihen- 
stephan in ganz Bayern Schule machen 
wird. 


Frankfurt. Die hessische Metropole ist 
bis über beide Ohren verschuldet, für 
eine neue teure Hauspostille aber ist al- 
lemal Geld genug da. ‚‚Städtische Zei- 
tung - für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Stadt Frankfurt am 
Main‘‘ nennt sich das Produkt, für das 
der Stadt pro Jahr 150.000 Mark an 
Sachkosten und 122.000 Mark an Per- 
sonalkosten entstehen. Über die neue 
Mitarbeiterzeitung, die erstmals im 
Februar ’94 erschien, will die Stadt 
Frankfurt die Kommunikation mit ih- 
ren Mitarbeitern verbessern. Maßnah- 
men zur Verbesserung des Arbeitskli- 
mas und zur Steigerung der Mitarbei- 
ter-Motivation in allen Ehren. Aber in 
einer Zeit, in der die Stadt täglich neue 
Sparparolen ausgibt und mit sozialen 
Einrichtungen um Tausend-Mark- 
Beträge feilscht, wären die 272.000 
Mark an anderer Stelle sicher besser 
angelegt. 


Sprockhövel. Ein Beispiel dafür, daß 
Rentabilitätsstreben bei Behörden 
nicht immer oberstes Gebot ist, erfuhr 
eine Bürgerin aus Sprockhövel. Ihr 
flatterte eine Aufforderung zur Nach- 
zahlung von Grundsteuern ins Haus. 
Der geforderte Betrag: 97 Pfennige. 
Der Kundige weiß: Schon das Porto, 


mit dem der Brief frankiert war, über- 
stieg die Steuerschuld, Personal- und 
Betriebskosten gar nicht mitgerechnet. 
Der Bund der Steuerzahler hat für sol- 
ches Verwaltungshandeln einen Begriff 
geprägt: Pfennigfuchserei. 


Sonneberg. Wenn die öffentliche Hand 
für etwas Fördermittel bereitstellt, 
werden die von den Gebietskörper- 
schaften auch in Anspruch genommen, 
egal ob die geförderte Maßnahme Sinn 
macht oder nicht. Diese leidvolle Er- 
fahrung gilt es immer wieder hinzuneh- 
men. Typisches Beispiel: Die 110.000 
Mark teure Studie ‚„‚Regionalkonzept 
zur Erhaltung und Entwicklung der 
Spielwarenherstellung im Raum Son- 
neberg - Land Thüringen‘‘. Auftrag- 
geber waren Landratsamt und Stadt 
Sonneberg, von denen auch 10 Prozent 
der Kosten zu tragen waren (der Rest 
wurde durch das Bundeswirtschaftsmi- 
nisterium aus EG-Fördertöpfen finan- 
ziert). Die geringe finanzielle Beteili- 
gung der Auftraggeber mag ein Grund 
dafür gewesen sein, die Notwendigkeit 
der Studie im vornherein nicht kriti- 
scher zu hinterfragen. Gelohnt hätte es 
sich allemal: Denn die Studie geriet 
zum 110.000 Mark teuren Flop. Für ei- 
nen Gutteil der darin enthaltenen In- 
formationen hätte man nämlich nicht 
extra eine teure Studie in Auftrag ge- 
ben müssen. Eine Zusammenstellung 
von existierenden Förderprogrammen 
oder Betriebsauflistungen der Spielwa- 
renbranche der Region hätte man sich 
auch beim Thüringer Ministerium für 
Wirtschaft und Verkehr besorgen kön- 
nen. Befragt, was denn aus der Studie 
für Schlußfolgerungen zu ziehen seien 
und welche konkrete Maßnahmen man 
einzuleiten gedenke, verwies der Bür- 
germeister denn auch zuerst auf das 
Landratsamt, um sich später ganz in 
Schweigen zu hüllen. Doch keine Ant- 
wort ist auch eine Antwort. 
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Ireue Diener - teure Diener 





Von Schulschwänzern und anderen Spaziergängern 


Frankfurt. 44 Monatsgehälter ä 26.000 
Mark - oder unter dem Strich 1.144 
Millionen Mark - hat die Stadt Frank- 
furt Hessens teuerster Spaziergänger, 
der ehemalige Generalmanager der 
Städtischen Bühnen Frankfurt, Ulrich 
Schwab, gekostet. Am 01. September 
1994 konnte Frankfurts Stadtkämme- 
rer aufatmen, denn am 31. August en- 
dete der Fünf-Jahres-Vertrag des Hob- 
bybauern mit Wahlheimat Allgäu. 


Schwab war 1989 in den Dienst der 
Stadt getreten. Nach der Aufteilung 
der städtischen Bühnen in drei eigen- 
ständige Sparten wurde er zum Co- 
Intendanten der Oper ernannt. Von 
diesem Posten trat der hochdotierte 
Kulturmanager zum 31.12.1990 zu- 
rück, da die Stadt seinen Forderungen 
zur finanziellen Ausstattung der Oper 
nicht nachkommen wollte. Mehrere 
von der Stadt angestrengte Arbeitsge- 
richtsprozesse gingen in der Folgezeit 
allesamt zugunsten Schwabs aus. 


Um nicht vollkommen ohne Gegenlei- 
stung zahlen zu müssen, wiesen die 
Verantwortlichen im Römer den be- 
schäftigungslosen Frührentner im 
Frühjahr 1992 an, als ‚‚Berater, Planer 
und Koordinator‘‘ für sportliche und 
kulturelle Großereignisse für die Stadt 
tätig zu werden. Er sollte unter ande- 
rem ein Veranstaltungskonzept für das 
Frankfurter Waldstadion entwerfen. 
Zwar nahm Schwab die ihm zugewiese- 
ne Tätigkeit auf. Gleichzeitig aber 
strengte er gegen seine Berufung eine 
Klage vor dem Arbeitsgericht an. Mitte 
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Oktober 1993 entschied das Landesar- 
beitsgericht, daß die Tätigkeit als 
Koordinator für Großereignisse nicht 
in Einklang mit dem ursprünglichen 
Anstellungsvertrag steht. 


So konnte sich Schwab also wieder zu- 
rücklehnen und die Zeit bis zum Ab- 
lauf seines Vertrages in vollen Zügen 
genießen. Obendrein bekam er von der 
Stadt noch die Hotelkosten und Reise- 
spesen ersetzt, die während seiner 
fünfmonatigen Tätigkeit im Jahre 
1992 angefallen waren. 


Berlin. Schwarze Schafe gibt es über- 
all e Doch wie es einem 55jährigen 
Hauptschullehrer aus Neukölln ge- 
lang, die Steuerzahler derart ‚‚abzu- 
zocken‘‘, dafür fehlen dem neutralen 
Betrachter dann doch die Worte. 
Deutschlands faulster Leher hat es ge- 
schafft, zehn Jahre lang nicht zu arbei- 
ten, aber dennoch seine vollen Dienst- 
bezüge - bzw. seit Ende 1989 Ruhe- 
standsbezüge in Höhe von 63 Prozent 
des Gehalts - zu kassieren. Wie das? 
Der Beamte war im Februar 1985 
durch ein privatärztliches Attest ‚‚bis 
auf weiteres‘‘ krank geschrieben wor- 
den. Im Dezember desselben Jahres 
wurde ihm jedoch in einer amtsärztli- 
chen Bescheinigung Dienstfähigkeit at- 
testiert. Das aber brachte den Lehrer 
weder vor die Klasse zurück noch wur- 
den ihm die Bezüge wegen schuldhaf- 
ten Fernbleibens vom Dienst gestri- 
chen. Der Grund: Wieder einmal wuß- 
te die rechte Hand nicht, was die linke 


tat. Das Bezirksamt war angeblich da- 
von ausgegangen, daß der Lehrer wie- 
der seinen Dienst versah. Die Schule, 
an der der Beamte hätte lehren müs- 
sen, dagegen war der Ansicht, daß dem 
Schulamt das Fernbleiben des Beamten 
bekannt war. 


So dauerte es lange drei Jahre bis die 
Dienstbehörde doch noch dienstrecht- 
liche Schritte einleitete und sich ent- 
schloß, den Beamten wegen Dienstun- 
fähigkeit von Amts wegen in den Ru- 
hestand zu versetzen. Gleichzeitig wur- 
den die bis dahin voll weiterlaufenden 
Bezüge auf den dem Lehrer im Versor- 
gungsfall zustehenden Ruhegehaltssatz 
(hier 63 Prozent) gekürzt. Doch damit 
war die Geschichte noch lange nicht 
bereinigt. Es gab weitere Versäumnisse 
und Fehlleistungen der Schulbehörde, 





Bezirksamt Neukölln - wenig Durchblick 
beim Schuleschwänzen eines Lehrers 


so daß der Beamte selbst im Jahr 1993 
noch immer nicht in den Zwangsruhe- 
stand versetzt worden war. Erst als 
sich der Rechnungshof des Problems 
annahm, ging die Sache voran. Die 
Rechnungsprüfer ermittelten auch, 
welcher Schaden den Steuerzahlern 
durch das ‚‚Schulschwänzen mit vol- 
lem Lohnausgleich‘‘ entstand: stolze 
212.000 Mark. 


Lüneburg. In den Jahren 1990 bis 1992 
hat der frühere Rektor, der jetzige Prä- 
sident der Lüneburger Universität, 
Prof. Dr. Hartwig Donner, einen 
Dienstwagen mit Chauffeur für Fahr- 
ten zwischen seinem Lüneburger Ar- 
beitsplatz und seinem Wohnort in 
Hannover in Anspruch genommen. 
Dies widerspricht den Kfz-Richtlinien 
des Landes und - wie der Landesrech- 
nungshof eindrucksvoll belegt - in gro- 
ber Weise den Grundsätzen einer spar- 
samen und wirtschaftlichen Haushalts- 
führung. 

Die insgesamt 129 Fahrten des Hoch- 
schullehrers kosteten den Steuerzahler 
53.860 DM. Jede Hin- und Rückfahrt 
mit dem Dienstwagen - der Fahrer 
muß das Fahrzeug am Dienstort wie- 
der abliefern - schlug dabei mit etwa 
418 DM zu Buche. Wesentlich billiger 
hätte der Akademiker die 138 km zwi- 
schen Dienst- und Wohnort mit der 
Bundesbahn inkl. Taxi (50 DM) zu- 
rücklegen können. Ein Blick in den 
Fahrplan der Bundesbahn zeigt, daß 
dies problemlos möglich war: Der erste 
Zug verläßt den Bahnhof Hannover 
um kurz vor halb sechs, der letzte er- 
reicht Hannover 19 Minuten nach 
23.00 Uhr. Dazwischen verkehren die 
Züge im Halb- oder Eineinhalbstun- 
dentakt. Selbst mit dem Taxi (220 DM 
für die einfache Fahrt) wäre die 
Strecke billiger zurückzulegen gewe- 
sen. 
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Humboldt-Uni in Berlin - Doppelwacht durch Pförtner und Wachdienst entbehrlich 


Die Lüneburger Universität weist auf 
dienstlich zwingende Gründe hin, die 
die Nutzung des Dienstwagens erfor- 
derlich gemacht hätten. Privatfahrten 
hätten hier nicht vorgelegen. Der Pro- 
fessor selbst macht mangelnde Rück- 
fahrmöglichkeiten oder unzumutbare 
Wartezeiten am Abend, dienstliche 
Gespräche am Wohnort (abends) so- 
wie die Mitnahme umfangreichen Ak- 
tenmaterials geltend. Das läßt der 
Rechnungshof nicht gelten. Er will, 
daß in diesem Fall disziplinarrechtliche 
Konsequenzen geprüft werden. Der 
entsprechende Ausschuß des Landtags 
hat in die gleiche Kerbe geschlagen und 
die Landesregierung zur Prüfung der 
Haftungsfrage aufgefordert. 


Berlin. Die Humboldt-Universität im 
früheren Ost-Berlin sollte nicht 
schlechter dastehen als die TU Berlin 
im Westteil der Stadt. Das sollte auch 
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für die Zahl der Pförtner gelten. Des- 
halb nahm man 159 Pförtnerstellen in 
den Haushalt auf. Kosten: rund 7,8 
Millionen Mark. Ein kleiner Unter- 
schied besteht allerdings zur TU: Die 
Humboldt-Universität hat ihre 
Pförtner- und Wachdienste externen 
Unternehmen übertragen, und für die 
sind entsprechende Sachmittel im 
Haushalt eingesetzt. Jetzt weiß der Fi- 
nanzsenator, wie er mit einem Feder- 
strich knapp 8 Millionen Mark einspa- 
ren kann. 


Norderstedt. Die Mehrheit der Mitglie- 
der der Norderstedter Stadtvertretung 
hat im August 1993 einen damals 51- 
jährigen hauptamtlichen Stadtrat vor- 
zeitigin Pension geschickt. Auf Kosten 
der Steuerzahler! Der Dezernent hatte 
sich über 12 Jahre engagiert für die In- 
teressen der Stadt eingesetzt. Sein 
Sachverstand und seine fachliche Qua- 


lifikation wurde von den Vertretern al- 
ler Parteien nicht in Frage gestellt. Die- 
se Entscheidung stößt bei allen Steuer- 
zahlern auf Unverständnis. Die Pen- 
sionszahlungen an den jetzt 52jähri- 
gen summieren sich auf mehrere Hun- 
derttausend DM und sind von allen 
Steuerzahlern aufzubringen. In der 
Landeshauptstadt Kiel hatte es vor ei- 
niger Zeit einen ähnlichen Fall gege- 
ben. Während einerseits alle Gebiets- 
körperschaften auf Grund ihrer hohen 
Verschuldung und infolge der Bela- 
stung der Deutschen Einheit nach 
Möglichkeiten zur Haushaltskonsoli- 


dierung suchen, werden durch diese. 


und ähnliche Personalentscheidungen 
die Haushalte der kommenden Jahre 
erheblich belastet. 


Mainz. Mit immerhin 9,6 Millionen 
Mark hat das Land Rheinland-Pfalz 
im Jahre 1992 die Weiterbildung geför- 
dert. Daß dabei manche Veranstaltun- 
gen doppelt abgerechnet und gefördert 
wurden, ist die eine Seite der Medaille. 
Die andere Seite sind die geförderten 
Maßnahmen, die mit Weiterbildung 
wenig zu tun hatten. Gefördert wurden 
zum Beispiel das Erlernen und Ausü- 
ben von Spielen und Tänzen, Übungs- 
stunden und Aufführungen von Or- 
chestern und Chören sowie Kosmetik-, 
Foto-, Mal- und Bastelkurse. Auch für 
die Förderung von Kursen in Aerobic, 
Gymnastik, Tennis, Judo und Skifah- 
ren zeigte sich das Land spendabel. 


Kiel. Unter der Rubrik ‚‚Fortbildung‘‘ 
wurde Anfang 1994 in dem hausinter- 
nen Mitteilungsblatt für die Mitarbei- 
terinnen der Landeshauptstadt Kiel ein 
dreitägiger Kurs wie folgt angeboten: 
‚seminar für Frauen. Ich bin - von 
Kopf bis Fuß.‘‘ Und weiter im Text: 
„Es werden Übungen angeboten zur 
Kräftigung und Aktivierung des gan- 


zen Körpers, zur Entspannung und zur 
bewußten Wahrnehmung der eigenen 
Struktur, zum Tanzen, Ausprobieren 
und Experimentieren mit neu gelernten 
Bewegungsabläufen. Ein Kurs für Leib 
und Seele.‘‘ So der Originaltext des 
Angebotes in Auszügen. Der Kurs ist 
Bestandteil des innerbetrieblichen Aus- 
und Fortbildungsprogrammes der 
Landeshauptstadt. 1993 wurden hier- 
für DM 760.000 zur Verfügung ge- 
stellt. Hinzu kommen die Kosten für 
den bezahlten Sonderurlaub der be- 
treffenden Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeiter. 


Der Bund der Steuerzahler ist grund- 
sätzlich weder gegen das innerbetriebli- 
che Fortbildungsprogramm noch ge- 
gen den Frauenförderungsplan der 
Landeshauptstadt. Für beides gibt es 
gute Gründe. Der Steuerzahler kann 
allerdings erwarten, daß auch im Be- 
reich der Aus- und Fortbildung mit öf- 
fentlichen Mitteln sorgfältig umgegan- 
gen wird. Bevor eine Veranstaltung in 
das Fortbildungsprogramm der Lan- 
deshauptstadt aufgenommen wird, ist 
zu überprüfen, inwieweit diese Veran- 
staltung tatsächlich der innerbetriebli- 
chen Fortbildung dient. Das war hier 
nicht der Fall, denn die Verantwortli- 
chen waren über Inhalt und Ziele die- 
ses Seminars nicht unterrichtet. Dies 
ist ein Skandal! In der derzeitigen 
Finanz- und Anspruchskrise des Lan- 
des und der Kommunen ist kein Platz 
für öffentlich geförderte Freizeitveran- 
staltungen. 


Bremen. Sein tägliches Arbeitspensum 
könne er in zwei Stunden erledigen, 
manchmal auch in kürzerer Zeit, mein- 
te ein Urkundsbeamter im Range eines 
Amtmanns (Besoldungsgruppe A 11) 
in der Geschäftsstelle des Sozialge- 
richts in Bremen. Seine Tätigkeit sei im 
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Idyllisch gelegenes Sozialgericht in Bre- 
men - Doch ein Amtmann sagte nein 
zum dolce far niente 


übrigen absolut nicht schwierig oder 
bedeutungsvoll. Weil er sich so nicht 
amtsangemessen beschäftigt glaubte, 
klagte er vor dem Verwaltungsgericht 
Bremen - und bekam Recht. Die Über- 
prüfung durch das Gericht förderte die 
Erkenntnis zutage, daß in Bremen 
nach dem alten Verwaltungsgrundsatz 
‚Das haben wir immer so gemacht‘ 
gehandelt wurde. Die Stelle war im 
Jahre 1972 auf A 11 angehoben wor- 
den, weil der damalige Stelleninhaber 
in der Lage gewesen sei, Rentenbe- 
scheide und -berechnungen zu über- 
prüfen. Diese spezielle Aufgabe nahm 
unser Amtmann jedoch nicht wahr. 
Die 1992 festgelegte Bewertung des 
Dienstpostens hätte bei Ausscheiden 
des damaligen Dienstposteninhabers 
zurückgenommen werden müssen. 
Heute sei die Stelle evident fehlerhaft 
zu hoch bewertet. So hat ein Beamter 
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jahrelang ein volles Gehalt für geringe 
Leistung erhalten. Auch das ist Ver- 
schwendung von Steuergeldern. Dem 
Amtmann gebührt Hochachtung, daß 
er diesen Zustand beseitigt hat. 


Bremen. In der Hansestadt klagt ein 
weiterer Staatsdiener wegen zu gerin- 
ger Beschäftigung. Er ist Diplominge- 
nieur und zuständig für die Betriebs- 
überwachung von Bundesliegenschaf- 
ten. Im Klartext hieß das, daß er sich 
überwiegend um die Wartung von Hei- 
zungen kümmerte. Zwar hatte man 
ihm nach Bekanntwerden seiner ‚‚Un- 
terbeschäftigung‘‘ weitere Aufgaben 
übertragen, doch er rechnete ganze 30 
Arbeitstage pro Jahr für die Wahrneh- 
mung seiner Aufgaben zusammen. Der 
Finanzsenator rechnet anders. Deshalb 





Bremer Finanzsenator - per Gericht von 
der Unter- zur Vollbeschäftigung? 


wird man das Ergebnis des Arbeitsge- 
richtsverfahrens abwarten müssen. Er 
ist jedoch zuversichtlich, daß Fälle von 
Unterbeschäftigung, wie es sie in Bre- 
men bei der BremTec und in der Uni- 
versitätsbibliothek gegeben habe, 
durch ‚‚zähes Hinwirken der mir eben- 
falls unterstellten Senatskommission 
für das Personalwesen gelöst‘‘ werden. 


Gelenau. Die englische Versicherung 
„Lloyds‘‘ steht in dem Ruf, alles und 
jeden zu versichern. Ob sie allerdings 
der ‚‚Versicherung‘‘ zugestimmt hätte, 
die dem Bürgermeister in Gelenau von 
Seiten seines Gemeinderates für den 
Fall einer Niederlage bei der nächsten 
Bürgermeisterwahl zugebilligt wurde, 
darf doch bezweifelt werden. Unter 
dem Tagesordnungspunkt ‚‚Absiche- 
rung Bürgermeister‘‘ wurde in der Sit- 
zung vom 02.12.1992 mit 16 Ja- 
Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen un- 
ter anderem ‚‚eine Weiterbeschäfti- 
gung in der Gemeindeverwaltung bis 
zum Eintritt ins Rentenalter vereinbart 
....“. Im Klartext hieß das, daß für den 
Bürgermeister, sollte dieser bei der 
nächsten Kommunalwahl unterliegen, 
eine Stelle im Bauamt der Stadt, Besol- 
dungsgruppe A 10, freizuhalten sei. 
Der Bund der Steuerzahler, auf diesen 
merkwürdigen Vorgang hingewiesen, 
schaltete sofort das Regierungspräsidi- 
um in Chemnitz ein. Dieses erklärte 
sich zwar für nicht zuständig, einige 
Sätze aus dem Antwortschreiben stim- 
men die Steuerzahler aber recht nach- 
denklich. So wird der Gemeinderatsbe- 
schluß von der Chemnitzer Behörde 
unter anderem so interpretiert, ‚‚daß 
die Zusicherung einer Absicherung auf 
Lebenszeit nicht gemeint ist‘‘. Man 
darf gespannt sein, was das Landrats- 
amt Zschopau als zuständige Rechts- 


aufsichtsbehörde zu diesem Fall zu sa- 
gen hat. 


Kaiserslautern. Über eine eigene Sauna 
dürfen sich die Mitarbeiter der Müllde- 
ponie für Stadt und Kreis Kaiserslau- 
tern freuen. Die jährlichen Betriebsko- 
sten der auf dem Deponiegelände vor- 
gehaltenen ‚‚„Begegnungsstätte‘‘ tragen 
die Bürger über ihre Müllgebühren. 
Auf diese Weise ist sichergestellt, daß 
nicht nur die Saunagänger ins Schwit- 
zen kommen, sondern auch die Gebüh- 
renzahler. 


München. Wie kommt man wohl an 
eine Sozialwohnung? - Diese Frage 
stellen sich sicherlich auch die über 
20.000 Münchner Bürger, die für eine 
Sozialwohnung Schlange stehen. Ei- 
gentlich ganz einfach! Man beginnt als 
kleiner öffentlich Bediensteter und be- 
hält - auch wenn man eine Bilderbuch- 
karriere hinter sich hat, wie mittlerwei- 
le der Chef der städtischen Badebetrie- 
be H.B. - die einem sicherlich auch 
einmal zugestandene Sozialwohnung. 
Seit nunmehr 20 Jahren lebt der städti- 
sche Spitzenmanager in einer subven- 
tionierten 91-Quadratmeter-Wohnung 
in München-Großhadern und zahlt 
monatlich eine Fehlbelegungsabgabe. 

Auf die Frage des Bundes der Steuer- 
zahler nach der sachlichen Rechtferti- 
gung der Belegung einer Sozialwoh- 
nung durch einen Spitzenbeamten der 
Landeshauptstadt München teilte der 
Oberbürgermeister mit, daß ‚‚dienst- 
rechtlich nichts gegen Herrn B. veran- 
laßt ist‘‘, und er beruft sich darauf, 
daß ihm nähere Auskünfte aus daten- 
schutzrechtlichen Gründen verwehrt 
seien. Auch Herr B. selbst ließ den 
Oberbürgermeister der Landeshaupt- 
stadt München wissen, daß er sich dem 
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Bund der Steuerzahler gegenüber zu 
seinen Privatangelegenheiten nicht äu- 
Bern möchte. Die Münchner Sozial- 
wohnungssuchenden werden es dem 
Münchner Bäderchef sicherlich nach- 
sehen ... 


Köln. Ein Darlehen, in den ersten sie- 
ben Jahren zins- und tilgungsfrei, wel- 
cher potentielle Häuslebauer träumt 
davon nicht. Für Beschäftigte der 
Stadt Köln ist dieser Wunsch Realität. 
Denn zu diesen unschlagbaren Kondi- 
tionen können städtische Bedienstete 
von ihrem Arbeitgeber Geld leihen. 
Und das alles, obwohl die Domstadt 
selbst Kredite zu hohen Zinsen am Ka- 
pitalmarkt aufnehmen muß. Mit den 
Krediten habe die Stadt ein Mittel an 
der Hand, Mitarbeiter zu motivieren 
und langfristig an sich zu binden, 
rechtfertigt der Personaldezernent den 
besonderen Service. Doch wie es 
scheint, macht man durchaus Unter- 
schiede, welche Mitarbeiter zusätzli- 
cher Motivation bedürfen und welche 
nicht. Denn während so mancher Be- 
diensteter schon seit Jahren auf die 
Anweisung des zugesagten Darlehens 
wartet, kam der neue Unweltdezernent 
der Domstadt sofort in den Genuß des 
besonderen Service. Dabei hätte es 
dem doch an Motivation am allerwe- 
nigsten mangeln dürfen. 


Saarbrücken. Die Oberfinanzdirektion 
Saarbrücken hatte Schwierigkeiten mit 
BABSY. Das ist das DV-gestützte 
baden-württembergische Beihilfesy- 
stem, das man auch im Saarland nut- 
zen wollte. Obwohl man sich drei Jah- 
re Vorbereitungszeit gönnte, wurde die 
Einführung zum personellen Desaster. 
Der Rechnungshof stellte bei seiner 
Prüfung fest, daß bereits zwei Jahre 
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nach der Errichtung der zentralen Bei- 
hilfefestsetzungsstelle 30 Bedienstete 
eingesetzt waren, obwohl die Planun- 
gen von einem Personalbedarf von 
ganzen 18 Kräften ausgingen. Von den 
30 Bediensteten waren lediglich 13 vor 
der Zentralisierung mit Beihilfeangele- 
genheiten betraut, die anderen kamen 
entweder aus anderen Verwaltungsbe- 
reichen oder wurden neu eingestellt. 
Sie mußten mit viel Zeit und Mühe in 
das Beihilferecht und das EDV-System 
eingearbeitet werden. 


Berlin. Weil die Berliner Verkehrsbe- 
triebe (VG) finanziell auf Rosen gebet- 
tet sind, sollen auf einmal fünf Vor- 
standsmitglieder das Unternehmen 
führen, während man bislang mit drei- 
en auskam. Die Vermehrung der Füh- 
rungsspitze ist sehr merkwürdig, weil 
die BVG vor nicht allzulanger Zeit die 
S-Bahn an die Deutschen Bahn AG ab- 
getreten hat und dadurch auch von 
Führungsaufgaben entlastet wurde. 
Merkwürdig ist ferner, daß der bisheri- 
ge Kaufmännische Direktor kein eige- 
nes Ressort mehr bekommt, sondern 
Querschnittsaufgaben innerhalb des 
Vorstands betreuen soll. Dieser Phan- 
tasiearbeitsbereich kostet den Steuer- 
zahler rund 200.000 Mark im Jahr, 
denn die BVG wird mit Steuergeldern 
subventioniert. 


Koblenz. Wenn Mitarbeiter in öffentli- 
chen Einrichtungen Nebentätigkeiten 
ausüben, dann sind Nutzungsentgelte 
für Personal, Räume, Einrichtungen 
und Materialien fällig. Im Medizinal- 
untersuchungsamt Koblenz wurde das 
nicht so genau genommen. Der Rech- 
nungshof stellte dort fest, daß die Nut- 
zungsentgelte im geprüften Jahr um 
62.000 Mark unter den angefallenen 
Kosten lagen. 


